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EU-Rat: Einigung auf Sofortmaßnahmen zur Senkung der Energiepreise 

Die EU-Energieminister haben am 30.09.2022 eine politische Einigung über den Vorschlag 

einer Verordnung des Rats zur Bekämpfung hoher Energiepreise erzielt. Die Verordnung 

sieht befristete gemeinsame Maßnahmen vor, um die Stromnachfrage zu reduzieren und die 

überschüssigen Einnahmen des Energiesektors zu sammeln und an die Endkunden umzuver-

teilen (vgl. zum Entwurf der EU-Kommission TAX WEEKLY # 32/2022). Die Verordnung ent-

hält eine Stromsparverpflichtung, eine Erlösobergrenze für die Stromerzeugung aus Infra-

marginaltechnologien und einen Solidaritätsbeitrag auf Übergewinne für den Rohöl-,  

Kohle-, Erdgas- und Raffineriesektor. 

Begrenzung der Markteinnahmen für Inframarginaltechnologien 

Der Rat einigte sich darauf, die Markteinnahmen auf € 180/MWh für Stromerzeuger, ein-

schließlich Zwischenhändler, zu begrenzen, die sog. inframarginale Technologien zur 

Stromerzeugung nutzen, wie z. B. erneuerbare Energien, Kernkraft und Braunkohle. Darüber 

hinausgehende Beträge werden abgeschöpft. 

Die Mitgliedstaaten haben gegenüber dem Entwurf der Kommission einige Flexibilitäten 

eingeführt, um ihre nationalen Gegebenheiten und die auf nationaler Ebene bestehenden 

Maßnahmen widerzuspiegeln. So kann die Erlösobergrenze auch auf nur 90 % der Einnah-

men angewendet werden, die die Obergrenze überschreiten. Außerdem kann die Erlös-

obergrenze für bestimmte Technologien auch unter oder in bestimmten Fällen auch über 

€ 180/MWh festgelegt werden. 

Solidaritätsbeitrag für fossile Brennstoffe 

Die Minister einigten sich auch auf einen verbindlichen vorübergehenden Solidaritätsbeitrag 

in Höhe von mindestens 33 % auf Gewinne von Unternehmen, die in den Sektoren Rohöl, 

Erdgas, Kohle und Raffinerien tätig sind. Der Solidaritätsbeitrag wird auf den nach nationa-

lem Recht ermittelten steuerpflichtigen Gewinn im Geschäftsjahr beginnend 2022 und/o-

der 2023 erhoben, soweit er 20 % über dem durchschnittlichen Gewinn der letzten vier 

Jahre liegt. Im Entwurf der Kommission war der Solidaritätsbeitrag auf das Geschäftsjahr 

2022 beschränkt. Für den Vergleich wurden nur die letzten drei Jahre herangezogen. Der 

Solidaritätsbeitrag wird zusätzlich zu den in den Mitgliedstaaten geltenden regulären Steu-

ern und Abgaben erhoben. Die Mitgliedstaaten können dem Solidaritätsbeitrag gleichwer-

tige nationale Maßnahmen beibehalten, sofern sie mit den Zielen der Verordnung vereinbar 

sind und mindestens vergleichbare Erträge erzielen. 

Anwendungszeitraum 

Auch der Anwendungszeitraum wurde gegenüber dem Entwurf der Kommission erweitert. 

Die Maßnahmen sind vorübergehender und außergewöhnlicher Natur. Sie sollen vom 

01.12.2022 bis zum 31.12.2023 gelten. Die Reduktionsziele des Energieverbrauchs gelten 

bis zum 31.03.2023. Die verpflichtende Begrenzung der Markterlöse gilt bis zum 30.06.2023.  

Weiteres Verfahren 

Mit dem Beschluss am 30.09.2022 hat die Verordnung den wesentlichen Verfahrensschritt 

auf EU-Ebene genommen. Die formelle Annahme ist für Anfang Oktober geplant. Ab dem 

Tag, welcher der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU folgt, gilt die Verordnung in den 

Mitgliedstaaten unmittelbar. Die Bundesregierung hat sich noch nicht geäußert, wie sie die 

ihr eingeräumten Flexibilitäten ausfüllen will. 
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Bundestag: Temporäre Senkung der Umsatzsteuer auf Gas- und Fernwärme und Steuerbe-

freiung einer Inflationsausgleichsprämie der Arbeitgeber 

Der Bundestag hat am 30.09.2022 den Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und FDP „zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen 

über das Erdgasnetz“ in der Fassung der Beschlussempfehlung seines Finanzausschusses 

beschlossen. Die Gesetzesbegründung ist dem Bericht des Finanzausschusses zu entneh-

men. 

Ergänzend zum bisherigen Gesetzentwurf, der eine Absenkung des Umsatzsteuersatzes auf 

die Lieferung von Gas über das Erdgasnetz von 19 % auf 7 % zeitlich befristet für den Zeit-

raum vom 01.10.2022 bis zum 31.03.2024 vorsah, soll dies nunmehr auch für die Lieferung 

von Fernwärme über ein Wärmenetz in diesem Zeitraum gelten. 

Ganz neu in das Gesetz aufgenommen wurde auch die im sog. Entlastungspaket III ange-

deutete Einkommensteuerbefreiung von zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 

in Form von Zuschüssen und Sachbezügen gewährten Leistungen zur Abmilderung der ge-

stiegenen Verbraucherpreise bis zu einem Betrag von € 3.000 (sog. Inflationsausgleichsprä-

mie). Die Regelung ist auf einen begrenzten Zeitraum bezogen. Dieser beginnt einen Tag 

nach Verkündung des Gesetzes und endet am 31.12.2024. Die steuerfreie Inflationsaus-

gleichsprämie ist auch beitragsfrei in der Sozialversicherung. 

An den Zusammenhang zwischen Leistung und Preissteigerung werden keine besonderen 

Anforderungen gestellt. Es genügt, wenn der Arbeitgeber bei Gewährung der Leistung in 

beliebiger Form (zum Beispiel durch entsprechenden Hinweis auf dem Überweisungsträger 

im Rahmen der Lohnabrechnung) deutlich macht, dass diese im Zusammenhang mit der 

Preissteigerung steht. 

Die Steuerbefreiung kann laut Gesetzesbegründung bis zu dem Betrag von € 3.000 Euro in 

der Regel für jedes Dienstverhältnis, also auch für aufeinander folgende Dienstverhältnisse, 

gesondert in Anspruch genommen werden. Dies gilt allerdings nicht bei mehreren aufeinan-

der folgenden Dienstverhältnissen in dem begünstigten Zeitraum zu ein und demselben Ar-

beitgeber.  

Erforderlich ist nun noch die Zustimmung des Bundesrats. Das Gesetz soll zum 01.10.2022 

(im Zweifel rückwirkend) in Kraft treten. 

 

BFH: Berücksichtigung gezahlter Prämien für Glattstellungsgeschäfte im Zusammenhang 

mit Einnahmen aus Stillhalterprämien bei periodenübergreifenden Optionsgeschäften  

Im Urteil vom 02.08.2022 (VIII R 27/21) hatte der BFH zu entscheiden, in welchem Veranla-

gungszeitraum gezahlte Prämien für Glattstellungsgeschäfte im Zusammenhang mit Einnah-

men aus Stillhalterprämien bei periodenübergreifenden Optionsgeschäften steuerlich zu 

berücksichtigen sind.  

Im Streitfall tätigte die Klägerin periodenübergreifende Stillhalter- und Glattstellungsge-

schäfte. Im Jahr 2012 flossen der Klägerin aus Kauf- und Verkaufsoptionen Stillhalterprämien 

zu. Die im Jahr 2013 getätigten Aufwendungen aus den Glattstellungsgeschäften dieser Op-

tionen übertrafen jedoch die vereinnahmten Stillhalterprämien, so dass ein Verlust ent-

stand. Auch die im Jahr 2013 aus weiteren Kauf- und Verkaufsoptionen zugeflossenen Still-

halterprämien waren niedriger als die Aufwendungen, welche im Jahr 2014 aus der Glatt-

stellung dieser Optionen anfielen.  
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Für das Streitjahr 2013 veranlagte das Finanzamt die Einkünfte nach Maßgabe des strengen 

Zu- und Abflussprinzips, indem die in 2013 zugeflossenen Stillhalterprämien und die im glei-

chen Jahr abgeflossenen Aufwendungen aus der Glattstellung berücksichtigt wurden. Die 

nach erfolglosem Einspruch erhobene Klage, mit der die Klägerin geltend machte, dass 

nach § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG die für die Glattstellungsgeschäfte gezahlten Prämien im Ver-

anlagungsjahr des Bezugs der (jeweiligen) Stillhalterprämien zu berücksichtigen seien, blieb 

erfolglos.  

Nunmehr hat der BFH die Vorentscheidung aufgehoben und der Klage stattgegeben. Zu 

Unrecht habe das Finanzgericht die Regelung § 20 Abs. 1 Nr. 11 Hs. 2 EStG missachtet. 

Nach dieser für die Besteuerung der Stillhalter- und Glattstellungsgeschäfte geltenden Vor-

schrift gehörten Stillhalterprämien, die für die Einräumung von Optionen vereinnahmt wer-

den zu den Einkünften aus Kapitalvermögen. Der 2. Halbsatz des § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG be-

stimme, dass sich beim Abschluss eines Glattstellungsgeschäfts des Stillhalters die Einnah-

men aus den Stillhalterprämien um die im Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien min-

dern. Bei der Vorschrift des § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG handele es sich um einen steuerlichen 

Einmaltatbestand, der in sich eine abschließende Regelung enthält. Folgerichtig müssten 

die Aufwendungen für die den Stillhalterprämien zugehörigen Glattstellungsgeschäfte dem 

Veranlagungszeitraum – als rückwirkendes Ereignis i.S.d. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO – zu-

zuordnen werden, in dem die Stillhalterprämien vereinnahmt worden seien. Dies gelte ge-

rade auch dann, wenn das Glattstellungsgeschäft in einem anderen Veranlagungszeitraum 

getätigt werde als das Stillhaltergeschäft.  

Dieses Ergebnis lasse sich bereits dem Wortlaut der Vorschrift entnehmen, denn nach § 20 

Abs. 1 Nr. 11 Hs. 2 EStG "mindern sich die Einnahmen aus den Stillhalterprämien um die im 

Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien". Hierin spiegele sich der gesetzgeberische Wille 

wider, wonach nur der beim Stillhalter nach Abschluss eines Gegengeschäfts (Glattstellung) 

verbliebene Vermögenszuwachs der Besteuerung unterworfen werden solle (Nettoprinzip).  

Auch der Sinn und Zweck der Regelung spreche dafür, dass die für das Glattstellungsge-

schäft gezahlten Prämien von den Stillhalterprämien – unabhängig von dem in § 11 EStG 

normierten Zu- und Abflussprinzip – abziehbar seien und nicht dem Werbungskostenab-

zugsverbot nach § 20 Abs. 9 EStG unterliegen würden. Ohne rückwirkende Erfassung der 

Prämien aus dem Glattstellungsgeschäft wäre es beispielsweise denkbar, dass Einnahmen 

aus Stillhalterprämien im Veranlagungszeitraum 01 voll besteuert würden, während im Ver-

anlagungszeitraum 02 in derselben Höhe im Glattstellungsgeschäft gezahlte Prämien anfie-

len, welche mangels entsprechender Einkünfte aus Kapitalvermögen wegen des Verlustver-

rechnungsverbots nach § 20 Abs. 6 Satz 1 Hs. 1 EStG nicht mit Einkünften aus anderen Ein-

kunftsarten ausgeglichen werden dürfen und somit unberücksichtigt blieben. Solche Be-

steuerungsfolgen würden dem Gebot der Folgerichtigkeit und Ausrichtung der Steuerlast 

am Prinzip der finanziellen Leistungsfähigkeit gemäß Art. 3 Abs. 1 GG widersprechen.  

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass dieses Urteil des BFH der Auffassung der Finanz-

verwaltung (vgl. BMF-Schreiben vom 18.01.2016, Rz. 25, neu gefasst durch BMF-Schreiben 

vom 19.05.2022) eine Absage erteilt. 
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BFH: Auch bei Zuzahlungen an den Arbeitgeber für die private Nutzung eines Firmenwa-

gens ist ein Werbungskostenabzug für Familienheimfahrten nicht zulässig 

Zu den Mehraufwendungen bei einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung 

gehören nach § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Satz 5 EStG auch die Aufwendungen für eine wöchent-

liche Familienheimfahrt. Diese Aufwendungen dürfen aber nicht angesetzt werden, wenn 

der Steuerpflichtige für diese Heimfahrt eine Kfz nutzt, das ihm im Rahmen einer Einkunfts-

art überlassen wurde (§ 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Satz 8 EStG). Dies hat der BFH mit Urteil vom 

04.08.2022 (VI R 35/20) bestätigt. 

Im Urteilsfall waren dem Mitarbeiter vom Arbeitgeber ein Firmenwagen (auch) zur privaten 

Nutzung und eine Tankkarte für den Firmenwagen überlassen worden. Für die private Nut-

zung musste der Mitarbeiter an den Arbeitgeber ein pauschales Entgelt in Höhe von monat-

lich 0,5 % der unverbindlichen Kaufpreisempfehlung und ein nutzungsabhängiges Entgelt in 

Höhe von € 0,10 (Januar bis Mai) und € 0,09 (ab Juni) je gefahrenem Kilometer zahlen. Der 

Arbeitgeber minderte den lohnsteuerpflichtigen geldwerten Vorteil um diese Beträge. Zu-

zahlungsüberhänge in einzelnen Monaten wurden aus technischen Gründen nicht auf Folge-

monate übertragen. 

Im Rahmen seiner Einkommensteuerklärung setzte der Mitarbeiter für seine Familienheim-

fahrt die an den Arbeitgeber gezahlten Kosten (€ 0,10 bzw. € 0,09 je Kilometer) als Wer-

bungskosten an, soweit sie auf die Familienheimfahrten entfielen. Der BFH lehnte die Be-

rücksichtigung dieser Kosten ab. Denn der Wortlaut des § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 8 EStG 

sei insoweit eindeutig. Es sei auch ohne Bedeutung, ob der Mitarbeiter für die Nutzung des 

überlassenen Kfz ein Entgelt entrichten muss oder nicht, denn er musste nach § 8 Abs. 2 

Satz 5 Hs. 2 EStG für diese Nutzung keinen geldwerten Vorteil und somit auch keine Einnah-

men versteuern.  

Der BFH bestätigt in dem Urteil, dass das Entgelt des Mitarbeiters für die private Nutzung 

des Firmenwagens den lohnsteuerpflichtigen geldwerten Vorteil auch insoweit mindert, als 

es für die Nutzung zu (nicht steuerpflichtigen) Familienheimfahrten gezahlt wird und dass 

die Summe der Zuzahlungen im jeweiligen Kalenderjahr vom geldwerten Vorteil für das ge-

samte Kalenderjahr abzuziehen ist. Insoweit ist keine Monatsbetrachtung vorzunehmen.  

Im Urteilsfall wurde in den Monaten Februar bis April ein geldwerter Vorteil versteuert. Da 

in den Monaten Januar und Mai bis Dezember die Zuzahlung jeweils höher war als der mo-

natliche geldwerte Vorteil, konnten die überschießenden Beträge aus diesen Monaten vom 

geldwerten Vorteil aus den Monaten Februar bis April abgezogen werden, so dass der Mit-

arbeiter im Ergebnis keinen geldwerten Vorteil für seinen Firmenwagen versteuern muss. 

 

BFH: Fahrzeugüberlassung an Arbeitnehmer zu privaten Zwecken als tauschähnlicher Um-

satz 

Mit seinem Urteil vom 30.06.2022 (V R 25/21) beseitigt der BFH die zwischenzeitlich gege-

bene Unsicherheit bezüglich der Frage, ob die Fahrzeugüberlassung an einen Arbeitnehmer 

zu dessen privaten Zwecken gegen (anteilige) Erbringung dessen Arbeitsleistung zu einem 

steuerbaren Umsatz des Arbeitgebers führt. 

Zunächst war das FG Saarland mit dieser Rechtsfrage befasst, welches sich daraufhin mit 

einem Vorabentscheidungsersuchen direkt an den EuGH wandte. In seiner Vorlagefrage  

schilderte das Finanzgericht den Sachverhalt dahingehend, dass der Arbeitnehmer für die  
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Überlassung des Firmenfahrzeugs weder auf einen Teil seiner Barvergütung noch auf ander-

weitige Vorteile verzichten oder gar einen Anteil seiner Arbeitsleistung hierfür erbringen 

musste. Auf Basis dieses Sachverhalts kam der EuGH zu dem Schluss, dass die Überlassung 

des Firmenfahrzeugs somit keinen entgeltlichen Leistungsaustausch begründe (vgl. TAX 

WEEKLY # 3/2021). Das Folgeurteil des Finazgerichts erging mit einem vergleichbaren Te-

nor. Hiernach war es fraglich, ob die Auffassung der deutschen Finanzverwaltung zur Be-

handlung derartiger Sachverhalte fortbestehen könne. Die Finanzverwaltung erachtet die 

Überlassung eines Firmenfahrzeugs durch einen Unternehmer an seine Arbeitnehmer zu de-

ren privater Nutzung regelmäßig als entgeltlichen Umsatz bei dem die Gegenleistung des 

Arbeitnehmers regelmäßig in der anteiligen Arbeitsleistung besteht, die er für die Privatnut-

zung des gestellten Fahrzeugs erbringt, vgl. Abschn. 15.23 Abs. 8 und 9 UStAE. 

Der BFH hat das Urteil des Finanzgerichts nun aufgehoben und diesem unverblümt die Feh-

lerhaftigkeit seiner Entscheidung aufgezeigt: U.a. habe das Finanzgericht bei seinem Vor-

abentscheidungsersuchen fälschlicherweise die Unentgeltlichkeit der Fahrzeugüberlassung 

unterstellt, ohne dem EuGH eine Auslegungsfrage zur Arbeitsleistung als Sachentgelt zu un-

terbreiten und dann das Stillschweigen des EuGH zu einer nicht gestellten Frage als Ant-

wort und dabei als Ablehnung des Sachentgelts im Rahmen eines tauschähnlichen Umsat-

zes angesehen. 

Der BFH selbst kommt – ohne sich über die Rechtsprechung des EuGH hinwegzusetzen – zu 

dem Schluss, dass sehr wohl ein entgeltlicher Leistungsaustausch vorliegt. Der hierfür erfor-

derliche unmittelbare Zusammenhang zwischen einer Leistung (Fahrzeugüberlassung) und 

der (teilweisen) Arbeitsleistung des Arbeitnehmers als Gegenleistung sei gegeben. 

Grundlegend stellt der BFH hierzu klar, dass ein solcher unmittelbarer Zusammenhang re-

gelmäßig dann vorliege, wenn die Nutzungsüberlassung im Rahmen eines Anstellungsver-

trags individuell vereinbart wird. Wie schon früher vom BFH geurteilt, sei entscheidend, ob 

die Fahrzeugüberlassung bei Würdigung der Umstände des Einzelfalls als Vergütungsbe-

standteil anzusehen ist. Dass die Zuwendung lediglich auf dem Dienstverhältnis beruht, be-

gründet hingegen noch keinen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Nutzungsüber-

lassung und der Arbeitsleistung. Im Streitfall hatten Arbeitgeber und Arbeitnehmer die 

Fahrzeugüberlassung im Arbeitsvertrag vereinbart, weshalb davon auszugehen sei, dass ge-

rade von der Zusage dieser Nutzungsmöglichkeit die Entscheidung des jeweiligen Arbeit-

nehmers abhing, ob er das Beschäftigungsverhältnis zu den angebotenen oder nur zu ande-

ren Bedingungen eingehen werde. Damit besteht kein "bloßer", sondern ein das Dienstver-

hältnis mitprägender Zusammenhang. 

Ausweislich dieser Arbeitsverträge hatten Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen teilweisen 

Gehaltsverzicht bzw. -einbehalt im Hinblick auf die Fahrzeugüberlassung vereinbart. Somit 

wurde ein Teil der (nicht monetär vergüteten) Arbeitsleistung gerade als Gegenleistung für 

die Nutzungsüberlassung erbracht. 

Nach Auffassung des BFH ist somit ein tauschähnlicher Umsatz gem. § 3 Abs. 12 Satz 2 

UStG gegeben. Die Bemessungsgrundlage für die Fahrzeugüberlassung an den Arbeitneh-

mer wäre nach § 10 Abs. 2 Satz 2 UStG somit anhand des Wertes der Gegenleistung des 

Arbeitnehmers (die anteilige Arbeitsleistung) zu ermitteln. Allerdings steht es dem Steuer-

pflichtigen frei, sich hierfür auf eine Vereinfachungsregelung der Finanzverwaltung zu beru-

fen und anstelle der Ausgaben auf die lohnsteuerrechtlichen Werte (u.a. sog. „1%-Rege-

lung“) abzustellen, vgl. Abschn. 15.23 Abs. 11 UStAE. 
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Die Klarheit der Aussagen des BFH mag den vom FG Saarland ausgelösten Irritationen ge-

schuldet sein. Es steht nunmehr jedoch fest, dass auch weiterhin in Fällen einer Firmenwa-

genüberlassung auf individualvertraglicher Ebene von einem entgeltlichen Leistungsaus-

tausch auszugehen ist. 

Darüber hinaus geht die Finanzverwaltung auch dann von einer entgeltlichen Fahrzeugüber-

lassung aus, wenn diese auf einer bloßen faktischen betrieblichen Übung beruht, vgl. Ab-

schn. 15.23 Abs. 9 Satz 2 UStAE bzw. wenn das Fahrzeug dem Arbeitnehmer für eine ge-

wisse Dauer und nicht nur gelegentlich zur Privatnutzung überlassen wird. Mangels Ent-

scheidungserheblichkeit für den Streitfall hat der BFH zu diesen Aspekten explizit keine 

Stellung genommen. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 26.09.2022 

Aktenzei-

chen 

Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

C-538/20 22.09.2022 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Niederlassungsfreiheit – 

Art. 49 und 54 AEUV – Abzug von endgültigen Verlusten einer 

in einem Mitgliedstaat belegenen Betriebsstätte – Mitglied-

staat, der aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens 

auf seine Besteuerungsbefugnis verzichtet hat – Vergleichbar-

keit der Situationen 

C-330/21 22.09.2022 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerwesen – Mehrwert-

steuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art. 98 – Befugnis der Mit-

gliedstaaten, auf bestimmte Lieferungen von Gegenständen 

und Dienstleistungen einen ermäßigten Steuersatz anzuwen-

den – Anhang III Nr. 14 – Begriff ‚Überlassung von Sportanla-

gen‘ – Sportstudios – Einzel- oder Gruppenanleitung 

 

Alle am 29.09.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

VI R 29/20 10.08.2022 Prozesskostenabzugsverbot im Falle von Kosten Dritter 

VI R 35/20 04.08.2022 

Kein Werbungskostenabzug für Familienheimfahrten bei 

Zuzahlungen an den Arbeitgeber für die Nutzungsüberlas-

sung eines Dienstwagens 

VIII R 27/21 02.08.2022 

Berücksichtigung gezahlter Prämien für Glattstellungsge-

schäfte im Zusammenhang mit Einnahmen aus Stillhalter-

prämien bei periodenübergreifenden Optionsgeschäften 

VIII R 8/19 12.07.2022 
Unangekündigte Wohnungsbesichtigung durch einen 

Flankenschutzprüfer 

V R 25/21 30.06.2022 
Fahrzeugüberlassung an Arbeitnehmer zu privaten Zwe-

cken als tauschähnlicher Umsatz 

VII R 2/19 17.05.2022 

Zollwertermittlung - Grenzüberschreitende Geschäfte zwi-

schen verbundenen Unternehmen - Vorabverständigung 

über Verrechnungspreise (Advance Pricing Agreement) 

 

Alle am 29.09.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

X B 96/21 25.08.2022 Ladungsfähige Anschrift und Ermittlungspflicht des FG 

IX R 34/19 03.05.2022 

Schuldzinsenabzug - Taggleiche Durchleitung von An-

schaffungskostendarlehen durch ein privat genutztes Giro-

konto 

X R 27/20 06.04.2022 
Keine doppelte Besteuerung bei unterbliebener steuerli-

cher Geltendmachung von Altersvorsorgeaufwendungen 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=266103&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=395507
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=266109&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=395617
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210172/
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Subject: Proposal for a COUNCIL REGULATION on an emergency intervention to 
address high energy prices 


  


Delegations will find in the Annex the text of the proposal for a Council Regulation on coordinated 


demand reduction measures for gas following the political agreement at the Extraordinary Energy 


Council on 30 September 2022.  


The text in the Annex is subject to lawyer-linguist revision.  


The Council decided to authorise the use of written procedure for adoption of this Regulation.  
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ANNEX 


2022/0289 (NLE) 


Proposal for a 


COUNCIL REGULATION 


on an emergency intervention to address high energy prices 


THE COUNCIL OF THE EUROPEAN UNION, 


Having regard to the Treaty on the Functioning of the European Union, and in particular Article 


122(1) thereof, 


Having regard to the proposal from the European Commission, 


Whereas: 


(1) Very high prices in electricity markets have been observed since September 2021. As set out 


by the EU Agency for the Cooperation of Energy Regulators (ACER) in its final assessment 


of EU wholesale electricity market design in April 20221, this is mainly a consequence of 


the high price of gas, which is used as an input to generate electricity. Natural gas-fired 


power plants are often needed to satisfy the demand for electricity when the demand is at its 


highest during the day or when the volumes of electricity generated from other technologies 


such as nuclear, hydro or variable renewable energy sources do not suffice to cover demand. 


The escalation of the Russian military aggression against Ukraine, a Contracting Party of the 


Energy Community, since February 2022 has led to gas supplies declining markedly. The 


Russian invasion of Ukraine has also caused uncertainty on the supply of other 


commodities, such as hard coal and crude petroleum, used by power-generating 


installations. This has resulted in substantial additional increases in and volatility of the 


price of electricity. 


 
1


 https://acer.europa.eu/Official_documents/Acts_of_the_Agency/Publication/ACER's%2520


Final%2520Assessment%2520of%2520the%2520EU%2520Wholesale%2520Electricity%2


520Market%2520Design.pdf 
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(2) The recent substantially lower levels of gas delivery and increased disruptions of gas supply 


from Russia point to a significant risk that a complete halt of Russian gas supplies may 


materialise in the near future. To increase the Union’s security of energy supply, the Council 


adopted Regulation (EU) 2022/13691 that provides for a voluntary reduction of natural gas 


demand by 15 % this winter and grants the possibility for the Council to declare a Union 


alert on security of supply, in which case the gas demand reduction would become 


mandatory.  


(3) In parallel, the exceptionally high temperatures observed during the summer of 2022 have 


pushed up demand for electricity for cooling, adding pressure on electricity generation 


while, at the same time, electricity generation from certain technologies has been 


significantly below historical levels due to technical and weather-dependant circumstances. 


This is due mainly to an exceptional drought which led to (i) a shortfall in the production of 


electricity by nuclear power plants in different Member States caused by the lack of 


available cooling water, (ii) scarce hydropower generation and (iii) low water levels in major 


rivers which have adversely affected the transport of commodities used as input fuel for 


generation. This unprecedented situation means that the volumes of electricity generated 


from natural gas-fired power plants have stayed persistently high, contributing to 


exceptionally and abnormally high wholesale electricity prices. Despite the reduced 


availability of generation capacities in some Member States, electricity exchanges between 


Member States have helped to avoid security of supply incidents and contributed to 


mitigating price volatility on the EU markets, thereby enhancing each Member State’s 


resilience to price shocks. 


 
1 Regulation (EU) 2022/1369 of 5 August 2022 on coordinated demand-reduction measures 


for gas (OJ L 206, 8.8.2022, p. 1). 
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(4) The price surge in wholesale electricity markets has led to sharp increases in electricity retail 


prices, which are expected to continue ahead of the next heating season gradually trickling 


down to most consumer contracts. The sharp increase in gas prices and the resulting demand 


for alternative fuels has also led to an increase of other commodity prices such as crude 


petroleum and coal prices.  


(5) All Member States have been negatively affected by the current energy crisis, albeit to a 


different extent. The stark increase of energy prices is substantially contributing to the 


general inflation in the euro area and slowing down economic growth in the Union.  


(6) A rapid and coordinated response is therefore needed. The deployment of an emergency tool 


would allow mitigation, on a temporary basis, of the risk that electricity prices and the cost 


of electricity for final customers reach even less sustainable levels and that Member States 


adopt uncoordinated national measures, which could endanger security of supply at Union 


level and put an additional burden on the Union’s industry and consumers. In a spirit of 


solidarity between Member States, a coordinated effort by Member States during the next 


winter season 2022-23 is required to mitigate the impact of high energy prices and ensure 


that the current crisis does not lead to lasting harm for consumers and the economy, while 


preserving the sustainability of public finances.  


(7) The current disruptions of gas supplies, reduced availability of certain power generating 


plants, and the resulting impacts on gas and electricity prices, constitute a severe difficulty 


in the supply of gas and electricity energy products within the meaning of Article 122(1) of 


the Treaty on the Functioning of the European Union (TFEU). There is a serious risk that the 


situation could deteriorate further in the coming winter season in case of further disruptions 


of gas supplies and a cold winter season driving up the demand for gas and electricity. Such 


further deterioration could lead to more upward pressure on the price of gas and other 


energy commodities’ prices with a resulting impact on electricity prices.  







  


 


12999/22   LZ/st 5 


ANNEX TREE.2.B  EN 
 


(7a) The disruption of the energy market, caused by one of the main market players which has 


artificially reduced the supply of gas in the context of the Russian military aggression 


against Ukraine, and the hybrid war which is thereby carried out have created a crisis 


situation which requires the adoption of a set of urgent, temporary, exceptional measures of 


economic nature to address the unbearable effects on consumers and companies. If not 


addressed rapidly, the crisis situation may have severe detrimental effects on inflation, the 


liquidity of market operators and on the economy as a whole. 


(8) A united and well-coordinated Union-wide response is needed to tackle the stark increase of 


electricity prices and their impact on households and industry. Uncoordinated national 


measures could affect the functioning of the internal energy market, endangering security of 


supply and leading to further price increases in the Member States most affected by the 


crisis. Safeguarding the integrity of the internal electricity market is therefore crucial to 


preserve and enhance the necessary solidarity between Member States.  


(9) While some Member States might be more exposed to the effects of a disruption of Russian 


gas supplies and the resulting price increases, all Member States can contribute to limiting 


the economic harm caused by such disruption by appropriate demand reduction measures. 


Reducing electricity demand at national level can have a positive, Union-wide effect on 


electricity prices, as electricity markets are coupled and savings in one Member State thus 


benefit also other Member States. 
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(10) Uncoordinated caps on market revenues from electricity produced from generators with 


lower marginal costs such as renewables, nuclear, and lignite (inframarginal generators) may 


lead to significant distortions between generators in the Union, as generators compete EU-


wide on a coupled electricity market. A commitment to a joint Union-wide cap on surplus 


revenues will avoid such distortions. Furthermore, not all Member States can support 


consumers to the same extent due to limited financial resources, while at the same time, 


some electricity generators may continue enjoying significant surplus revenues. Solidarity 


between Member States, through a uniform cap on market revenues of inframarginal 


generation technologies will generate revenues for Member States to finance measures in 


support of electricity final customers, such as households, SMEs and energy intensive 


industries, while at the same time preserving the price signals on the markets across Europe 


and preserving cross-border trade. 


(11) With a view to the extreme increase of retail gas and electricity prices, State interventions to 


protect retail consumers are of particular importance. However, the impact of the gas supply 


shortages on electricity prices, as well as the possibilities to finance support measures from 


State budget differ between Member States. If only some Member States with sufficient 


resources can protect these customers and suppliers, this would lead to severe distortions of 


the internal market. A uniform obligation to pass on the surplus revenues to final consumers 


allows all Member States to protect their consumers. The positive effect on energy prices 


will have a positive impact on the interconnected EU market and will also help dampening 


the inflation rate. Therefore, in a spirit of solidarity, national measures will, in the 


interconnected Union economy, also have a positive effect in other Member States.  


(12) The measure consisting of the solidarity contribution for fossil companies with activities in 


the crude petroleum, natural gas, coal and refinery sector is an exceptional and strictly 


temporary measure. It appears appropriate in the current situation that action is taken at 


Union level to mitigate the direct economic effects of the soaring energy prices for public 


authorities’ budgets, consumers and companies across the Union. 
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(13) The solidarity contribution is an appropriate means to tackle surplus profits, due to 


unforeseen circumstances. Those profits do not correspond to any regular profit that these 


entities would or could have expected to obtain in normal circumstances would the 


unpredictable events in the energy markets not have taken place. Therefore, the introduction 


of a solidarity contribution constitutes a joint and coordinated measure which affords, in a 


spirit of solidarity, generating additional proceeds for national authorities to provide 


financial support to households and companies heavily affected by the soaring energy prices 


while ensuring a level playing field across the Union and the internal market. It should be 


applied in parallel to the regular corporate taxes levied by each Member State on the 


companies concerned. 


(14) To ensure coherence across energy policy areas, the measures provided for in this 


Regulation should work as an interdependent package reinforcing each other. All Member 


States should be able to support consumers, in a targeted manner, through surplus revenues 


resulting from the cap on market revenues for inframarginal electricity generation, through 


the reduction of electricity demand, which contributes to lowering energy prices, and 


through proceeds from a solidarity contribution imposed on fossil companies with activities 


in the crude petroleum, natural gas, coal and refinery sector. At the same time, lower 


demand should have positive effects in terms of reducing the risks to security of supply, in 


line with the objectives of Directive (EU) 2019/944 of the European Parliament and of the 


Council1.  


(15) Member States should therefore endeavour to reduce their total gross electricity 


consumption from all consumers including those who are not yet equipped with smart 


metering systems or devices enabling them to monitor their consumption during specific 


hours of the day. 


 
1  Directive (EU) 2019/944 of the European Parliament and of the Council of 5 June 2019 on 


common rules for the internal market for electricity and amending Directive 2012/27/EU 


(OJ L 158, 14.6.2019, p. 125). 
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(16) To preserve fuel stocks for electricity generation and to specifically target the hours with 


highest price or consumption of electricity, when gas-fired power generation has a 


particularly significant impact on the marginal price, each Member State should reduce its 


gross electricity consumption during identified peak hours.  


(17) Based on the typical electricity consumption profile within peak hours, a binding demand 


reduction target of 5 % during peak hours would ensure that Member States address more 


specifically consumers who can deliver flexibility through demand reduction offers on an 


hourly basis, including via aggregators. Therefore, an active electricity demand reduction of 


at least 5 % during selected hours should contribute to a reduced fuel consumption and to a 


smoother repartition of demand across hours, impacting hourly market prices.  


(18) Member States should have the discretion to choose the appropriate measures to achieve the 


demand reduction targets so that they can reflect national specificities. When designing 


electricity demand reduction measures, Member States should ensure that such measures are 


designed so as not to undermine the Union electrification objectives as set out in the 


Communication of the Commission of 8 July 2020 on Powering a climate-neutral economy: 


An EU Strategy for Energy System Integration. Electrification is key to reduce Union 


dependence on fossil fuels and ensure long-term strategic autonomy of the European Union 


as this leads to limiting the magnitude of this energy crisis and preventing future energy 


crisis. Measures to reduce gross electricity consumption might include national awareness-


raising campaigns, publishing targeted information on the forecasted situation in the 


electricity system, regulatory measures limiting non-essential energy consumption, and 


targeted incentives to reduce electricity consumption. 
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(19) When identifying appropriate demand reduction measures in the peak hours, Member States 


should in particular consider market-based measures such as auctions or tender schemes, by 


which they could incentivise a reduction of consumption in an economically efficient 


manner. To ensure efficiency and fast implementation, Member States could use existing 


initiatives and expand existing schemes to develop demand response. The measures taken at 


national level could also include financial incentives or compensation to market participants 


affected, if a tangible demand reduction is achieved in addition to expected normal 


consumption.  


(20) To assist and provide guidance to Member States delivering the necessary demand 


reductions set out in this Regulation, the Commission should facilitate the sharing of best 


practices between Member States.  


(21) Given the extraordinary and sudden surge in electricity prices and the imminent risk of 


further increases, it is necessary for Member States to immediately establish the measures 


needed to achieve reductions of the gross electricity consumption in order to facilitate rapid 


price reductions and to minimise the use of fossil fuels. 


(22) In the day-ahead wholesale market, the least expensive power plants are dispatched first but 


the price received by all market participants is set by the last plant needed to cover the 


demand, i.e., that with the highest marginal costs, when the market clears. The recent surge 


in the price of gas and hard coal has translated into an exceptional and lasting increase of the 


prices at which the gas and coal-fired power generation facilities bid in the day-ahead 


wholesale market. That in turn has led to exceptionally high prices in the day-ahead market 


across the Union, as those are often the plants with the highest marginal costs needed to 


meet the demand for electricity.  
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(23) Given the role of the price in the day-ahead market as a reference for the price in other 


wholesale electricity markets, and the fact that all market participants receive the clearing 


price, the technologies with significantly lower marginal costs have consistently recorded 


high revenues since the invasion of Ukraine by Russia in February 2022, well above their 


expectations when deciding to invest. 


(24) In a situation where consumers are exposed to extremely high prices which also harm the 


Union’s economy, it is necessary to limit, on a temporary basis, the extraordinary market 


revenues of producers with lower marginal costs by way of application of a cap for such 


market revenues achieved through the sale of electricity within the Union.  


(24a) To avoid the circumvention of the application of the cap on market revenues, Member States 


should put effective measures in place to ensure that the cap is effectively applied in 


situations where producers are part of a group of companies. 


(25) The level at which the cap on market revenues is set should not jeopardise the ability of the 


producers to which it is applied, including renewable energy producers, to recover their 


investment and operating costs and should preserve and incentivise future investments in the 


capacity needed for a decarbonised and reliable electricity system. A uniform cap on market 


revenues across the Union is best suited to preserve the functioning of the internal electricity 


market, as it maintains price-based competition between electricity producers based on 


different technologies, in particular for renewables. 
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(26) While occasional and short-term peaks on prices can be considered a normal feature in an 


electricity market and may be useful for some investors to recover their generation 


investment, the extreme and lasting price increase observed since February 2022 is markedly 


different from a normal market situation of occasional peak prices. Therefore, the cap on 


market revenues should not be set below the reasonable expectations of market participants 


as to the average level of electricity prices in the hours during which the demand for 


electricity was at its highest, before the invasion of Ukraine by Russia. Before February 


2022, the average peak prices in the electricity wholesale market were significantly and 


consistently expected below 180 EUR per MWh across the Union in the last decades, 


despite the differences in electricity prices between regions in the Union. Since the initial 


investment decision of market participants was taken based on an expectation that, on 


average, the prices would be lower than that level during peak hours, setting a cap on market 


revenues at a 180 EUR per MWh constitutes a level well above those initial market 


expectations. By leaving a margin on the price that investors could reasonably have 


expected, it is necessary to ensure that the cap on market revenues does not counteract the 


initial assessment of investment profitability.  


(27) Moreover, the cap on market revenues of 180 EUR per MWh is consistently higher, 


including a reasonable margin, than the current levelised cost of energy (LCOE) for the 


relevant generation technologies, allowing producers to which it applies to cover their 


investments and operating costs. Considering that the cap on market revenues leaves a 


considerable margin between the reasonable LCOE and the cap on market revenues, it can 


therefore not be expected to impair the investment in new inframarginal capacities 
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(28) The cap on market revenues should be set on market revenues rather than on total generation 


revenues (including other potential sources of revenues such as feed-in premium), to avoid 


significantly impacting the initial expected profitability of a project. Regardless of the 


contractual form in which the trade of electricity may take place, the cap on market revenues 


should apply to realised market revenues only. This is necessary to avoid harming producers 


who do not actually benefit from the current high electricity prices due to having hedged 


their revenues against fluctuations in the wholesale electricity market. Hence, to the extent 


that existing or future contractual obligations, such as renewable power purchase agreements 


and other types of power purchase agreements or forward hedges, lead to market revenues 


from the production of electricity up to the level of the cap on market revenues, such 


revenues should remain unaffected by this Regulation. The measure introducing the cap on 


market revenues should therefore not deter market participants from entering into such 


contractual obligations. 
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(31) While applying the cap on market revenues at the time when transactions are settled may be 


more efficient, it might not always be possible, for instance due to differences in the way 


wholesale electricity markets are organised in the Member States and across different 


timeframes. To account for national specificities and to facilitate the application of the cap 


on market revenues at national level, Member States should have the discretion to decide 


whether to apply it either when the settlement of the exchange of electricity takes place or 


thereafter. Member States should also maintain the discretion to pre-finance support 


measures to final electricity customers and collect the market revenues at a later stage. The 


Commission should provide guidance to Member States in the implementation of this 


measure. 


(33) The cap on market revenues should apply to technologies with marginal costs lower than the 


cap on market revenues, such as for instance wind, solar, nuclear energy or lignite. 


(34) The cap on market revenues should not apply to technologies with high marginal costs 


relating to the price of the input fuel necessary to produce electricity, such as gas and hard 


coal-fired power plants, as their operating costs would be significantly above the level of the 


cap on market revenues and its application would jeopardise their economic viability. To 


maintain the incentives to an overall decrease of the consumption of gas, the cap on market 


revenues should not apply either to technologies which directly compete with gas-fired 


power plants to offer flexibility to the electricity system and bid in the electricity market 


based on their opportunity costs, such as demand-response and storage.  
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(35) The cap on market revenues should not apply to technologies using as input fuels that are 


substitutes for natural gas, such as bio-methane, so as not to jeopardise the conversion of 


existing gas-fired power plants in line with the REPowerEU objectives. 


(36) To preserve the incentives for the development of innovative technologies, the cap on 


market revenues revenues should not apply to demonstration projects. 


(37) In some Member States, the revenues obtained by some generators are already capped by 


way of State measures such as feed-in-tariffs and two-way contracts for difference. These 


generators do not benefit from increased revenues resulting from the recent spike of 


electricity prices. Therefore, existing producers subject to that type of State measure, which 


were not adopted as a response to the current energy crisis, should be excluded from the 


application of the cap on market revenues. In a similar manner, the cap on market revenues 


should not apply to producers whose market revenues are subject to other regulatory 


measures taken by public authorities under which revenues are transferred directly to 


consumers.  


(37aa) In order to ensure effective enforcement of the cap on market revenues, the producers, 


intermediaries and relevant market participants should provide the necessary data to 


competent authorities of Member States and, where appropriate, system operators and 


nominated electricity market operators. In view of the large number of individual 


transactions for which competent authorities of Member States have to ensure the 


enforcement of the cap on market revenues, those authorities should have the possibility to 


use reasonable estimates for the calculation of the cap.  
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(37ab) To address situations where the application of the cap on market revenues may affect the 


incentives of market participants to provide balancing energy or redispatching and 


countertrading, Member States should be able to decide not to apply the cap on the market 


revenues obtained from the sale of electricity in the balancing energy market and from the 


financial compensation for redispatching and countertrading. 


(37ac) To account for security of supply concerns, Member States should have the possibility to set 


the cap on market revenues in a way that allows the electricity producers to retain 10 % of 


the surplus revenues above the market cap. 


(37a) Given that the generation mix and the cost-structure of power-generating facilities differ 


greatly among Member States, they should be allowed to maintain or introduce national 


crisis measures under specific conditions. 


(37b) In particular, Member States should retain the possibility to further limit the revenues of the 


producers to which the Union-wide cap on market revenues applies and to set a specific cap 


on the market revenues obtained from the sale of electricity produced from hard coal, the 


price of which can be significantly lower than the price of the marginal technologies in some 


Member States. In order to preserve legal certainty, Member States should also be allowed 


to maintain or introduce national crisis measures, which limit the market revenues of 


producers other than those subject to the Union-wide revenue cap. 


(37c) To prevent security of supply risks, Member States should be able to set a higher cap on 


market revenues for producers that would otherwise be subject to the Union-wide cap, when 


their investment and operating costs are higher than the Union-wide cap. 
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(37d) The increased trade flows across bidding zones due to crisis-related high price differences 


between such zones have led to a considerable increase of congestion rents in some Member 


States. Congestion income revenues should continue to be allocated to fulfil the priority 


objectives set out in Article 19(2) of Regulation (EU) 2019/943 of the European Parliament 


and of the Council1. However, Member States should exceptionally, in duly justified cases 


and under the control of regulatory authorities, be given the possibility to distribute the 


remaining surplus revenues directly to final electricity customers instead of using them 


exclusively for the purposes referred to in Article 19(3) of that Regulation. 


(38) Given that by application of the cap on market revenues not all Member States can support 


their final customers to the same extent due to circumstances relating to their dependence on 


imports of electricity from other countries, it is necessary for Member States with net 


imports of electricity equal or higher than 100 % to have access to agreements to share the 


surplus revenues with the main exporting country in a spirit of solidarity. Such solidarity 


agreements are also encouraged, in particular, to reflect unbalanced trading relationships. 


(39) Commercial and trading practices as well as the regulatory framework in the electricity 


sector are markedly different from the fossil fuels sector. Given that the cap on market 


revenues aims to mimic the market outcome that producers could have expected if global 


supply chains would function normally in absence of the gas supply disruptions since 


February 2022, it is necessary for the measure concerning electricity producers to apply to 


the revenues resulting from the generation of electricity. Conversely, as the temporary 


solidarity contribution targets the profitability of undertakings active in the crude petroleum, 


natural gas, coal and refinery sectors which has significantly increased compared to prior 


years, it is necessary for it to apply to their profits. 


 
1  Regulation (EU) 2019/943 of the European Parliament and of the Council of 5 June 2019 on 


the internal market for electricity (OJ L 158, 14.6.2019, p. 54) 
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(40) Member States should ensure that the surplus revenues resulting from the application of the 


cap on market revenues in the field of electricity are passed on to final electricity customers 


to mitigate the impact of exceptionally high electricity prices. The surplus revenues should 


targeted to customers, including both households and companies, who are particularly 


strongly affected by high electricity prices. Without the proposed measures, there is a risk 


that only wealthier Member States will have the resources to protect their consumers, 


leading to severe distortions in the internal market.  


(41) The revenues from the cap will help Member States to finance measures such as income 


transfers, rebates on bills, compensating suppliers for supplying below cost, as well 


investments that would lead to a structural reduction of consumption, in particular from 


electricity produced from fossil fuel sources. When support is granted to non-household 


customers, those should work towards undertaking investments in decarbonisation 


technologies, including renewable energies, for example through power purchasing 


agreements or direct investments in renewables generation, or to undertake investments in 


energy efficiency.  


(42) Public interventions in price setting for the supply of electricity constitute, in principle, a 


market-distortive measure. Such interventions may therefore only be carried out as public 


service obligations and should be subject to specific conditions. Currently under Directive 


(EU) 2019/944 regulated prices are possible for households and micro-enterprises and, they 


are also possible including below cost for energy poor and vulnerable customers. However, 


in the presence of the current exceptional rise of electricity prices, the toolbox of available 


measures that the Member States have at their disposal to support consumers should be 


temporarily extended, by providing the possibility to extend regulated prices to SMEs and 


permitting regulated prices below cost. Such an extension could be financed by the cap on 


market revenues.  
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(43) It is important that, where below cost, regulated retail prices do not discriminate between 


suppliers or impose unfair costs on them. Suppliers should therefore be fairly compensated 


for costs they incur supplying at regulated prices, without prejudice to the application of 


State aid rules. The cost of below cost regulated prices should be financed by the revenues 


stemming from the application of the cap on market revenues. In order to avoid that these 


measures increase demand for electricity, while still meeting the energy needs of consumers, 


below cost regulated prices should cover only a limited amount of consumption. Supplier of 


last resort regimes, and the choice by Member States of the supplier of last resort, should 


remain unaffected by this Regulation. 


(44) Without substantially changing their cost structure and increasing their investments, Union 


companies and permanent establishments generating at least 75 % of turnover in the crude 


petroleum, natural gas, coal and refinery sector, have seen their profits spike due to the 


sudden and unpredictable circumstances of the war, reduced supply of energy and increasing 


demand due to record high temperatures.  


(45) The temporary solidarity contribution should act as a redistributing measure to ensure that 


the companies concerned which have earned surplus profits as a result of the unexpected 


circumstances, contribute in proportion to the improvement of the energy crisis in the 


internal market. 


(46) The basis for calculating the temporary solidarity contribution is taxable profits of the 


companies and permanent establishments tax resident in the EU in crude petroleum, natural 


gas, coal and refinery sectors as determined in bilateral treaties or Member States national 


tax laws for the fiscal year starting on or after 1 January 2022 and/or 1 January 2023 and for 


their respective full duration. Member States which tax only distributed corporate profits 


should apply the temporary solidarity contribution to the calculated profits irrespective of 


their distribution. The fiscal year is determined by reference to the rules in place under 


Member States’ national laws. 
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(47) Only profits in 2022 and/or 2023 above a 20 % increase of the average taxable profits 


generated in the four fiscal years starting on or after 1 January 2018 should be subject to the 


solidarity contribution. 


(48) This approach would ensure that part of the profit margin, which is not due to the 


unpredictable developments in the energy markets following the ongoing illegal war in 


Ukraine could be used by the companies and permanent establishments concerned for future 


investment or for ensuring their financial stability during the ongoing energy crisis including 


for the energy intense industry. This approach to determining the calculation base would 


ensure that the solidarity contribution in different Member States is proportionate. At the 


same time, the setting a minimum rate should ensure that the solidarity contribution is both 


fair and proportionate. Member States should remain free to apply a rate higher than 33 % 


for their solidarity contribution. This should enable such Member States to set their 


preferred rate they deemed acceptable and appropriate under their national legal systems. 


(48a) Member States should take the necessary measures to ensure the full application of the 


solidarity contribution set by this Regulation and could arrange for the necessary 


adjustments in national law, in particular in order to ensure the timely collection of the 


solidarity contribution, including on the basis of net revenues against which the solidarity 


contribution can be offset, to cater for the deductibility or non-deductibility of the solidarity 


contribution, or to cater for the treatment of losses in previous fiscal years, for the consistent 


treatement of shortened fiscal years for companies created in 2022 and/or 2023, or for 


business restructuring or mergers, for the purpose of calculating the solidarity contribution.  
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(49) The solidarity contribution should be used for i) financial support measures to final energy 


customers, and in particular vulnerable households, to mitigate the effects of high energy 


prices; ii) financial support measures to help reducing the energy consumption; iii) financial 


support measures to support companies in energy intensive industries; and iv) financial 


support measures to develop the energy autonomy of the Union. Member States should also 


be enabled to assign a share of the proceeds of the temporary solidarity contribution to 


common financing. Those measures require substantial flexibility to take account of 


Member States' budgetary processes.  


(50) The use of the proceeds for those purposes reflects the solidarity contribution’s exceptional 


nature as a measure that intends to reduce and mitigate the harmful effects of the energy 


crisis for households and companies across the Union with the objective of protecting the 


internal market and preventing the risk of further fragmentation. Soaring energy prices affect 


all Member States. However, given the differences in energy mix, Member States are not all 


impacted in the same way and do not all have the same fiscal space to take the necessary 


measures to protect vulnerable households and businesses. In the absence of a European 


measure such as a solidarity contribution, there is a high risk of disruption of the internal 


market and further fragmentation, which would be detrimental to all Member States, given 


the integration of energy markets and of value chains. Tackling energy poverty and 


addressing the social consequences of the energy crisis, in particular to protect workers in 


exposed industries, are also a matter of solidarity between Member States. To maximise its 


impact, the use of the proceeds of the solidarity contribution should be done in a coordinated 


way and/or via EU financing instruments in a spirit of solidarity.  
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(51) In particular, Member States should target financial support measures to the most vulnerable 


households and companies, which are most affected from the soaring energy prices. This 


would preserve the price incentive to reduce energy demand and save energy. In addition, 


targeting most vulnerable and liquidity-constrained households would have a positive effect 


on overall consumption (by averting excessive crowding out of spending on non-energy 


goods) given the high-income propensity to consume for this group of households. 


Moreover, proceeds should be used for fostering the reduction of energy consumption. In 


this respect, proceeds should be used, for instance, for the purpose of demand reduction 


auctions or tender schemes, lowering the energy purchase costs of final energy customers 


for certain volumes of consumption, or promoting investments by final energy customers, 


both vulnerable households and companies, into renewables, energy efficiency investments 


or other decarbonisation technologies. Proceeds from the solidarity contribution should also 


be used for supporting financially companies in energy intensive industries, and in regions 


relying on these industries.Costs in energy intensive industries due to soaring energy price 


developments are skyrocketing, such as in the fertiliser industry. Financial support measures 


are to be made conditional upon investments into renewable energies, energy efficiency, or 


other decarbonisation technologies. Furthermore, measures which help making the Union 


more autonomous in the energy field should be supported with investments in accordance 


with the objectives set forth in the REPowerEU Communication, in particular for projects 


with a cross-border dimension. 


(52) Member States could also decide to assign part of the proceeds from the solidarity 


contribution to the common financing of measures that are intended to reduce the harmful 


effects of the energy crisis, including support for protecting employment and the re- and 


upskilling of the workforce, or to promote investments in energy efficiency and renewable 


energy, including in cross-border projects. The common financing aspect covers both 


project-based cost-sharing between Member States and channelling via aUnion instrument 


on the basis of Member States voluntarily assigning revenues to the Union budget in a spirit 


of solidarity. 
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(53) Regular and effective monitoring and reporting to the Commission are essential for the 


assessment of progress made by the Member States in the achievement of the demand 


reduction targets, the implementation of the cap on market revenues, the use of the surplus 


revenues, and the application of regulated prices.  


(54) Member States should report to the Commission on the application of the solidarity 


contribution in their respective territories, as well as on any amendments they make to their 


national legal frameworks for this purpose, including additional legislation that may be 


needed to ensure a consistent domestic implementation of the solidarity contribution.  


(55) Member States should also report on the use of the proceeds from the solidarity contribution. 


In particular, this is to ensure that Member States use the proceeds in line with the usage 


provided for in this Regulation. 


(55a) Member States should apply the solidarity contribution set by this Regulation in their 


respective territories unless they have enacted equivalent national measures. The objective 


of the national measure should be deemed similar to the overall objective of the solidarity 


contribution set by this Regulation when it consists of contributing to the affordability of 


energy. A national measure should be deemed subject to similar rules as the solidarity 


contribution where it covers activities in the field of crude petroleum, natural gas, coal or 


refinery sectors, determines a base, provides for a rate, and ensures that the proceeds of the 


national measure are used for comparable purposes as the solidarity contribution. 
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(56) The solidarity contribution and the Union legal framework governing it should be of a 


temporary nature to address the exceptional and urgent situation that has emerged in the 


Union with respect to the soaring energy prices. The solidarity contribution should be 


applicable to cover surplus profits generated in 2022 and/or 2023 to address and mitigate the 


harmful effects of the current ongoing energy crisis for households and companies. The 


application of the solidarity contribution to the full fiscal year should allow to use excess 


profits for the relevant period, in the public interest of mitigating the consequences of the 


energy crises, while leaving an appropriate measure of profits to the companies concerned.  


(57) The solidarity contribution should apply only to the fiscal year 2022 and/or 2023. By 15 


October 2023 and 15 October 2024, when national authorities have a view on the collection 


of the solidarity contribution, the Commission should review the situation and submit a 


report to the Council. 


(58) Should a Member State experience difficulties in the application of the Regulation and, in 


particular, of the temporary solidarity contribution, it should consult, where appropriate, the 


European Commission in line with Article 4 of the Treaty on European Union (TEU). 


(58a) Cyprus and Malta, due to their distinct characteristics, do not apply the Union energy market 


acquis in full. Cyprus is completely isolated from trans-European energy networks, while 


Malta has only limited interconnection. Since a differentiated approach for these Member 


States has only limited effect on the internal energy market, Cyprus and Malta should be 


able to apply on a voluntary basis the provisions related to the reduction of their gross 


electricity consumption during peak hours and the cap on market revenues. In addition, 


should Cyprus decide to apply the provisions on the cap on market revenues, it should not 


have to apply that cap to electricity produced from crude petroleum products, in order to 


ensure the stability of its electricity system. 
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(59) The volatility in underlying gas prices is creating difficulties for energy firms active on 


electricity futures markets, in particular in accessing suitable collateral. The Commission, in 


cooperation with the European Securities Markets Authority and the European Banking 


Authority, is assessing issues related to the eligibility of collateral and margins, and possible 


ways to limit excessive intra-day volatility. 


(60) Moreover, the measures provided for in this Regulation are consistent with the 


complementary and ongoing work of the Commission concerning the long-term market 


design as announced in its Communication of 18 of May 2022 on Short-Term Energy 


Market Interventions and Long-Term Improvements to the Electricity Market Design that 


was issued alongside the Repower EU Plan of 18 May 2022. 


(61) Considering the scale of the energy crisis, the level of its social, economic and financial 


impact and the need to act as soon as possible, this Regulation should enter into force as a 


matter of urgency on the day following that of its publication in the Official Journal of the 


European Union. 


(62) Given the exceptional nature of the measures set out in this Regulation, and the need to 


apply them in particular during the winter season 2022-23, this Regulation should apply for 


a period of one year after its entry into force.  


(63) Since the objectives of this Regulation cannot be sufficiently achieved by the Member 


States, but can rather be better achieved at Union level, the Union may adopt measures, in 


accordance with the principle of subsidiarity as set out in Article 5 of the Treaty on 


European Union. In accordance with the principle of proportionality, as set out in that 


Article, this Regulation does not go beyond what is necessary to achieve that objective. 
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HAS ADOPTED THIS REGULATION: 


 


CHAPTER I 


SUBJECT MATTER AND DEFINITIONS 


Article 1 


  


Subject matter and scope 


This Regulation establishes an emergency intervention to mitigate the effects of high energy prices 


via exceptional, targeted and time-limited measures. These measures aim to reduce electricity 


consumption, to introduce a cap on market revenues that certain producers receive from the 


generation of electricity and redistribute them to final customers in a targeted manner, to enable 


Member States to apply measures of public intervention in the price setting for the supply of 


electricity for households and small and medium-sized enterprises, and to establish rules for a 


temporary solidarity contribution from Union companies and permanent establishments with 


activities predominantly in the crude petroleum, natural gas, coal and refinery sectors to contribute 


to the affordability of energy for households and companies. 
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Article 2 


  


Definitions 


For the purposes of this Regulation, the definitions set out in Article 2 of Directive (EU) 2019/944 


and Article 2 of Regulation (EU) 2019/943 apply. In addition, the following definitions also apply: 


(1) ‘small and medium-sized enterprise’ or ‘SME’ means an enterprise as defined in Article 2 


of the Annex to Commission Recommendation 2003/361/EC1; 


(2) ‘gross electricity consumption’ means overall supply of electricity for activities in the 


territory of a Member State;  


(3) ‘reference period’ means the period from 1 November to 31 March in the five consecutive 


years preceding the date of entry into force of this Regulation, starting with the period from 


1 November 2017 to 31 March 2018; 


(4) ‘peak hours’ means individual hours of the day where, based on the forecasts of 


transmission system operators and, where applicable, nominated electricity market 


operators, day-ahead wholesale electricity prices are expected to be the highest, the gross 


electricity consumption is expected to be the highest or the gross consumption of 


electricity generated from sources other than renewable sources as referred to in Article 


2(1) of Directive (EU) 2018/2001 of the European Parliament and of the Council2 is 


expected to be the highest;  


 
1 Commission Recommendation 2003/361/EC of 6 May 2003 concerning the definition of 


micro, small and medium-sized enterprises (OJ L 124, 20.05.2003, p. 36). 
2  Directive (EU) 2018/2001 of the European Parliament and of the Council of 11 December 


2018 on the promotion of the use of energy from renewable sources (OJ L 328, 21.12.2018, 


p. 82). 
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(5) ‘market revenue’ means realised income a producer receives in exchange for the sale and 


delivery of electricity in the Union, regardless of the contractual form in which such 


exchange takes place, including power purchase agreements and other hedging operations 


against fluctuations in the wholesale electricity market and excluding any support granted 


by Member States; 


(6) ‘settlement’ means a payment that is made and received between counterparties, against 


delivery and receipt of electricity where applicable, in fulfilment of the counterparties’ 


respective obligations pursuant to one or more clearing transactions; 


(7) ‘competent authority’ means an authority as defined in Article 2(11) of Regulation (EU) 


2019/941 of the European Parliament and of the Council1; 


(7a) ‘intermediaries’ means entities in wholesale electricity markets of Member States 


constituting an island not connected to other Member States with unit-based bidding where 


the regulatory authority has authorised this entity to participate in the market on behalf of 


the producer, excluding entities that transfer the surplus revenues directly to final 


customers;  


(8) ‘surplus revenues’ means a positive difference between the market revenues of producers 


per MWh of electricity and the cap on market revenues of 180 EUR per MWh of 


electricity; 


(9) ‘waste’ means any substance or object which the holder discards or intends or is required 


to discard as defined in Article 3 (1) of Directive 2008/98/EC of the European Parliament 


and of the Council2;  


 


1  Regulation (EU) 2019/941 of the European Parliament and of the Council of 5 June 2019 on 


risk-preparedness in the electricity sector and repealing Directive 2005/89/EC (OJ L 158, 


14.6.2019, p. 1).  
2  Directive 2008/98/EC of the European Parliament and of the Council of 19 November 2008 


on waste and repealing certain Directives (OJ L 312, 22.11.2008, p. 3). 
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(10) ‘net import dependence ’ means, for the period between 1 January 2021 and 31 December 


2021, the difference between the total electricity imports and total electricity exports as a 


percentage of the total gross production of electricity in a Member State;  


(11) ‘fiscal year’ means a tax year, calendar year or any other appropriate period for tax 


purposes as defined in national law; 


(12) ‘customer’ means a wholesale or final customer; 


(13) ‘final energy customer’ means a customer who purchases energy for own use;  


(14) ‘final electricity customer’ means a customer who purchases electricity for own use; 


(17) ‘Union companies and permanent establishments with activities in the field of crude 


petroleum, natural gas, coal and refinery sectors’ means Union companies or permanent 


establishments generating at least 75 % of their turnover from economic activities in the 


field of the extraction, mining, refining of petroleum or manufacture of coke oven 


products, as referred to in Regulation (EC) No 1893/2006 of the European Parliament and 


of the Council1;  


(18) ‘Union company’ means a company of a Member State which according to the tax laws of 


that Member State is considered to be resident in that Member State for tax purposes and, 


under the terms of a double taxation agreement concluded with a third State, is not 


considered to be resident for tax purposes outside the Union; 


(19) ‘permanent establishment’ means a fixed place of business situated in a Member State 


through which the business of a company of another State is wholly or partly carried on in 


so far as the profits of that place of business are subject to tax in the Member State in 


which it is situated;  


 
1  Regulation (EC) No 1893/2006 of the European Parliament and of the Council of 20 


December 2006 establishing the statistical classification of economic activities NACE 


Revision 2 and amending Council Regulation (EEC) No 3037/90 as well as certain EC 


Regulations on specific statistical domains (OJ L 393, 30.12.2006, p. 1). 
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(20) ‘surplus profits’ means taxable profits, as determined under national tax rules in the fiscal 


year 2022 and/or the fiscal year 2023 and for their full duration, accrued from activities 


carried out at the level of Union companies and permanent establishments with activities in 


the field of crude petroleum, natural gas, coal and refinery sectors which are above a 20 % 


increase of the average of the taxable profits in the four fiscal years starting on or after 1 


January 2018; 


(21) 'solidarity contribution’ means a temporary measure intended to address surplus profits of 


Union companies and permanent establishments with activities in the field of crude 


petroleum, natural gas, coal and refinery sectors to mitigate exceptional price 


developments in the energy markets for Member States, consumers and companies; 


(22) ‘surplus congestion income revenues’ means the residual revenues that remain unused 


following the allocation of the congestion income revenues in accordance with the priority 


objectives set out in Article 19(2) of Regulation (EU) 2019/943; 


(23) ‘enacted equivalent national measure’ means a legislative, regulatory or administrative 


measure adopted and published by a Member State by 31 December 2022 which 


contributes to the affordability of energy;  


 







  


 


12999/22   LZ/st 30 


ANNEX TREE.2.B  EN 
 


CHAPTER II 


MEASURES CONCERNING THE ELECTRICITY MARKET  


Section 1 


Demand Reduction 


Article 3 


  


Reduction of gross electricity consumption 


1. Member States shall endeavour to implement measures to reduce their total monthly gross 


electricity consumption by 10 % compared to the average of gross electricity consumption in 


the corresponding months of the reference period. 


2. When calculating reductions in gross electricity consumption, Member States may take into 


account the increased gross electricity consumption that follows from reaching the gas 


demand reduction targets and general electrification efforts to phase out fossil fuels. 


Article 4 


  


Reduction of gross electricity consumption during peak hours 


1. Each Member State shall identify peak hours corresponding in total to a minimum of 10 % 


of all hours of the period between 1 December 2022 and 31 March 2023.  
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2. Each Member State shall reduce its gross electricity consumption during the identified 


peak hours. The reduction achieved over the identified peak hours shall reach at least 5 % 


on average per hour. The reduction target shall be calculated as the difference between the 


actual gross electricity consumption for the identified peak hours and the gross electricity 


consumption forecasted by the transmission system operators in cooperation with the 


regulatory authority where applicable, without taking into account the effect of the 


measures put in place to reach the target set out in this Article. Transmission system 


operators’ forecasts may include historical data of the reference period.  


3. Member State may decide to target a different percentage of peak hours than the one set 


out in paragraph 1, as long as at least 3 % of peak hours are covered, and as long as the 


energy saved during peak hours is at least equal to the one that would have been saved 


with the parameters set out in 4(1) and 4(2). 


Article 5 


  


Measures to achieve the demand reduction 


 Member States may choose the appropriate measures to reduce gross electricity 


consumption to meet the targets set in Articles 3 and 4, including extending national 


measures already in place. The measures shall be clearly defined, transparent, 


proportionate, targeted, non-discriminatory and verifiable and shall, in particular fulfill the 


following conditions: 


(a) where financial compensation is paid in addition to market revenues, the amount of 


that compensation shall be established through an open competitive process; 
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(b) only involve financial compensation when such compensation is paid for additional 


electricity not consumed compared to the expected consumption in the hour 


concerned without the tender; 


(c) not unduly distort competition or the proper functioning of the internal market in 


electricity;  


(d) not be unduly limited to specific customers or customer groups, including 


aggregators, in accordance with Article 17 of Directive (EU) 2019/944; and 


(e) not unduly prevent the process of replacing fossil fuel technologies with technologies 


using electricity. 


Section 2 


Cap on market revenues and distribution of surplus revenues and surplus congestion income 


revenues to final customers 


Article 6 


  


Mandatory cap on market revenues 


1. Market revenues of producers obtained from the generation of electricity from the sources 


referred to in Article 7(1) shall be capped to a maximum of 180 EUR per MWh of 


electricity produced.  


2. Member States shall ensure that the cap on market revenues targets all the market revenues 


of producers and, where relevant, intermediaries participating in electricity wholesale 


markets on behalf of producers, regardless of the market timeframe in which the 


transaction takes place and of whether the electricity is traded bilaterally or in a centralised 


marketplace.  
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2a Member States shall put effective measures in place to prevent a circumvention of the 


obligations on producers pursuant to paragraph 2. They shall notably make sure that the 


cap on market revenues is effectively applied in cases where producers are controlled, or 


partially owned, by other undertakings, in particular where they are part of a vertically 


integrated undertaking. 


3. Member States shall decide whether to apply the cap on market revenues at the settlement 


of the exchange of energy or thereafter. 


4. The Commission shall provide guidance to Member States in the implementation of this 


Article. 
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Article 7 


  


Application of the cap on market revenues to electricity producers 


1. The cap on market revenues provided for in Article 6 shall apply to the market revenues 


obtained from the sale of electricity produced from the following sources: 


(a) wind energy; 


(b) solar energy (solar thermal and solar photovoltaic); 


(c) geothermal energy; 


(d) hydropower without reservoir; 


(e) biomass fuel (solid or gaseous biomass fuels), excluding bio-methane; 


(f) waste; 


(g) nuclear energy; 


(h) lignite;  


(i) crude petroleum products; 


(j)   peat. 


2. The cap on market revenues provided for in Article 6(1) shall not apply to demonstration 


projects or to producers whose revenues per MWh of electricity produced are already 


capped as a result of State or public measures not adopted under Article 7(a).  
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3. Member States may, in particular in cases where the application of the cap on market 


revenues provided for in Article 6(1) leads to a significant administrative burden, decide 


that the cap on market revenues does not apply to producers generating electricity with 


power-generating facilities with an installed capacity of up to 1 MW. Member States may, 


in particular in cases where the application of the cap on market revenues provided for in 


Article 6(1) leads to a risk of increasing CO2 emissions and decreasing renewable energy 


generation, decide that the cap on market revenues does not apply to electricity produced 


in hybrid plants which also use conventional energy sources. 


4a Member States may decide that the cap on market revenues does not apply to the revenues 


obtained from the sales of electricity in the balancing energy market and from 


compensation for redispatching and countertrading. 


4b. Member States may decide that the cap on market revenues only applies to 90% of the 


market revenues exceeding the cap provided for in Article 6(1). 


5. Producers, intermediaries and relevant market participants, as well as system operators 


where relevant, shall provide to competent authorities of Member States, and where 


relevant, to the system operators and nominated electricity market operators, all necessary 


data for the application of Article 6, including on the electricity produced and the related 


market revenues, regardless of the market timeframe in which the transaction takes place 


and of whether the electricity is traded bilaterally, within the same undertaking or in a 


centralised marketplace. 
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Article 7a 


  


National crisis measures 


1. Member States may: 


(a) maintain or introduce measures that further limit the market revenues of producers 


listed in Article 7(1), including the possibility to differentiate between technologies, 


as well as the market revenues of other market participants including those active in 


electricity trading;  


(b) set a higher cap on market revenues for producers producing from the sources listed 


in Article 7(1), provided that their investments and operating costs exceed the 


maximum set in Article 6(1);  


(c) maintain or introduce national measures to limit the market revenues of producers 


generating electricity from sources not referred to in Article 7(1);  


(d) set a specific cap on the market revenues obtained from the sale of electricity 


produced from hard coal. 


(e) subject the hydropower units not referred to in Article 7(1)(d) to a cap on market 


revenues, or maintain or introduce such measures that further limit their market 


revenues, including the possibility to differentiate between technologies. 


2. Measures referred to in paragraph 1, in line with the provisions of this Regulation shall: 


(a) be proportionate and non-discriminatory;  


(b) not jeopardise investment signals;  


(c) ensure that the investments and operating costs are covered;  


(d) not distort the functioning of electricity wholesale markets, and in particular, not affect 


the merit order and the price formation on the wholesale market;  


(e) be compatible with Union law. 
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Article 8a 


Surplus congestion income revenues resulting from allocation of cross-zonal capacity 


1. By way of derogation from Union rules on congestion income, Member States may use the 


surplus congestion income revenues resulting from the allocation of cross-zonal capacity to 


finance measures in support of final electricity customers in accordance with Article 9. 


2. The use of the surplus congestion income revenues in accordance with paragraph 1 shall be 


subject to approval by the regulatory authority.  


3. Member States shall notify the use of surplus congestion income revenues in accordance 


with paragraph 1 to the Commission within one month of the date of adoption of the 


relevant national measure. 


Article 9 


  


Distribution of the surplus revenues  


1. Member States shall ensure that all surplus revenues resulting from the application of the 


cap on market revenues are employed to finance measures in support of final electricity 


customers that mitigate the impact of high electricity prices on those customers, in a 


targeted manner. 


2. The measures referred to in paragraph 1 shall be clearly defined, transparent, 


proportionate, non-discriminatory and verifiable and shall not counteract the reduction 


obligation of gross electricity consumption provided for in Articles 3 and 4. 
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2.a Where revenues obtained directly from the implementation of the cap on market revenues 


in their territory and revenues obtained indirectly from cross-border agreements are 


insufficient to adequately support final customers, Member States shall be allowed to use 


other appropriate means such as budgetary resources for the same purpose and under the 


same conditions. 


3. The measures referred to in paragraph 1 may for example include: 


(a) granting a financial compensation to final electricity customers for reducing their 


electricity consumption, including through demand reduction auctions or tender 


schemes; 


(b) direct transfers to final electricity customers, including through proportional 


reductions in the network tariffs; 


(c) compensation to suppliers who have to deliver electricity to customers below costs 


following a State intervention in price setting pursuant to Article 12;  


(d) lowering the electricity purchase costs of final electricity customers, included for a 


limited volume of the electricity consumed;  


(e) promoting investments by final electricity customers into decarbonisation 


technologies, renewables and energy efficiency investments. 
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Article 10 


  


Agreements between Member States 


1. In situations where a Member State’s net import dependence is equal or higher than 100%, 


an agreement to share the surplus revenues adequately shall be concluded by 1 December 2022 


between the importing Member State and the main exporting country. All Member States may, in a 


spirit of solidarity, conclude such agreements which may also cover revenues coming from national 


measures under Article 7a, including electricity trading activities.  


2. The Commission shall assist Member States throughout the negotiation process, encourage 


and facilitate the exchange of best practices.  


 


Section 3 


Retail measures 


Article 11 


  


Temporary extension to small and medium-sized enterprises of public interventions in electricity 


price setting  


By way of derogation from the Union rules on public interventions in price setting, Member States 


may apply public interventions in price setting for the supply of electricity to small and medium-


sized enterprises. Such public interventions shall: 


(a) take into account the beneficiary's annual consumption over the last five years and 


retain an incentive for demand reduction; 


(b) comply with the conditions set out in Article 5(4) and (7) of Directive (EU) 2019/944;  


(c) where relevant, comply with the conditions set out in Article 12 of this Regulation.  
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Article 12 


  


Temporary possibility to set electricity prices below cost  


By way of derogation from the Union rules on public interventions in price setting, when applying 


public interventions in the price setting for the supply of electricity pursuant to Article 5(6) of 


Directive (EU) 2019/944 or to Article 11 of this Regulation, Member States may exceptionally and 


temporarily set a price for the supply of electricity which is below cost provided that all of the 


following conditions are fulfilled:  


(a) the measure covers a limited amount of consumption and retains an incentive for 


demand reduction; 


(b) there is no discrimination between suppliers; 


(c) suppliers are compensated for supplying below cost; and 


(d) all suppliers are eligible to provide offers at the price for the supply of electricity 


which is below cost on the same basis.  
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CHAPTER III 


MEASURE CONCERNING THE CRUDE PETROLEUM, COAL, NATURAL GAS AND 


REFINERY SECTORS 


Article 13 


  


Support to final energy customers through a mandatory temporary solidarity contribution 


1. Surplus profits generated from activities in the crude petroleum, natural gas, coal and 


refinery sector shall be subject to a temporary solidarity contribution unless Member States 


have enacted equivalent national measures. 


2. Member States shall ensure that enacted equivalent national measures share similar 


objectives and are subject to similar rules as the temporary solidarity contribution under 


this Regulation and generate comparable or higher proceeds to the estimated proceeds from 


the solidarity contribution. 


3. Member States shall adopt and publish measures implementing the mandatory temporary 


solidarity contribution referred to in paragraph 1 by 31 December 2022. 
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Article 14 


  


Base for calculating the temporary solidarity contribution 


The temporary solidarity contribution for Union companies and permanent establishments, 


including those that are part of a consolidated group merely for tax purposes, with activities in the 


field of crude petroleum, natural gas, coal and refinery sectors shall be calculated on the taxable 


profits, as determined under national tax rules, in the fiscal year 2022 and/or the fiscal year 2023 


and for their full duration, which are above a 20 % increase of the average of the taxable profits, as 


determined under national tax rules, in the four fiscal years starting on or after 1 January 2018 . If 


the average of the taxable profits in those fourfiscal years is negative, the average taxable profits 


shall be zero for the purpose of calculating the temporary solidarity contribution. 


Article 15 


  


Rate for calculating the temporary solidarity contribution 


1. The rate applicable for calculating the temporary solidarity contribution shall be at least 33 


% of the base referred to in Article 14. 


2. The temporary solidarity contribution shall apply in addition to the regular taxes and levies 


applicable according to the national legislation of a Member State. 







  


 


12999/22   LZ/st 43 


ANNEX TREE.2.B  EN 
 


Article 16 


  


Use of proceeds from the temporary solidarity contribution  


1. Member States shall use the proceeds from the temporary solidarity contribution with 


sufficiently timely impact for any of the following purposes: 


(a) financial support measures to final energy customers, and notably vulnerable 


households, to mitigate the effects of high energy prices, in a targeted manner; 


(b) financial support measures to help reducing the energy consumption such as through 


demand reduction auctions or tender schemes, lowering the energy purchase costs of 


final energy customers for certain volumes of consumption, promoting investments 


by final energy customers into renewables, structural energy efficiency investments 


or other decarbonisation technologies;  


(c) financial support measures to support companies in energy intensive industries 


provided that they are made conditional upon investments into renewable energies, 


energy efficiency or other decarbonisation technologies; 


(d) financial support measures to develop the energy autonomy in particular investments 


in line with the REPowerEU objectives notably projects with a cross-border 


dimension; 
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(e) in a spirit of solidarity between Member States, Member States may assign a share of 


the proceeds of the temporary solidarity contribution to the common financing of 


measures to reduce the harmful effects of the energy crisis including support for 


protecting employment and the re- and upskilling of the workforce or to promote 


investments in energy efficiency and renewable energy including in cross-border 


projects and the Union renewable energy financing mechanism provided for Article 


33 of Regulation (EU) 2018/1999 of the European Parliament and of the Council 1. 


2. The measures referred to in paragraph 1 shall be clearly defined, transparent, 


proportionate, non-discriminatory and verifiable. 


Article 17 


  


Temporary nature of the solidarity contribution  


The temporary solidarity contribution applied by Member States in accordance with this Regulation 


shall be of a temporary nature. It shall only apply to surplus profits generated in the fiscal years 


referred to in Article 14. 


 
1  Regulation (EU) 2018/1999 of the European Parliament and of the Council of 11 December 


2018 on the Governance of the Energy Union and Climate Action, amending Regulations 


(EC) No 663/2009 and (EC) No 715/2009 of the European Parliament and of the Council, 


Directives 94/22/EC, 98/70/EC, 2009/31/EC, 2009/73/EC, 2010/31/EU, 2012/27/EU and 


2013/30/EU of the European Parliament and of the Council, Council Directives 


2009/119/EC and (EU) 2015/652 and repealing Regulation (EU) No 525/2013 of the 


European Parliament and of the Council (OJ L 328, 21.12.2018, p. 1). 
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CHAPTER IV 


FINAL PROVISIONS 


Article 18 


  


Monitoring and enforcement 


1. The competent authority of each Member State shall monitor the implementation of the 


measures referred to in Articles 3, 4, 5, 6, 7, 9, 11 and 12 on its territory.  


2. As soon as possible after the entry into force of this Regulation and at the latest by 1 


December 2022, Member States shall report to the Commission the planned measures 


required pursuant to Article 5 and the agreements concluded pursuant to Article 10. 


3. By 31 of January 2023 and by 30 April 2023, Member States shall report to the 


Commission on: 


(a) the demand reduction achieved pursuant to Articles 3 and 4 and the measures put in 


place to achieve the reduction pursuant to Article 5;  


(b) the surplus revenues generated pursuant to Article 6;  


(c) the measures concerning the distribution of the surplus revenues applied to mitigate 


the impact of high electricity prices on final customers pursuant to Article 9; 


(d) any public interventions in price setting for electricity referred to in Articles 11 and 


12. 
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4. Member States shall report to the Commission on:  


(a) the introduction of the temporary solidarity contribution pursuant to Article 13 by 31 


December 2022, including on the application of the fiscal year; 


(b) any subsequent amendments to the national legal framework within one month of the 


publication in the national official journal;  


(c) on the use of the proceeds pursuant to Article 16 within one month of the moment 


the proceeds have been collected by Member States in accordance with national law; 


(d) enacted equivalent national measures referred to in Article 13 by 31 December 2022. 


Member States shall also provide an assessment of the amount of proceeds generated 


by those national measures and on the use of those proceeds within one month of the 


moment the proceeds have been collected by Member States in accordance with 


national law. 


 


Article 19 


Review 


1. By 30 April 2023, the Commission shall carry out a review of Chapter II in view of the 


general situation of electricity supply and electricity prices in the Union and submit a 


report on the main findings of that review to the Council. Based on that report, the 


Commission may in particular propose, in case this is justified by the economic 


circumstances or the functioning of the electricity market in the Union and individual 


Member States, to prolong the period of application of this Regulation, to amend the level 


of the cap on market revenues in Article 6(1) and the sources of electricity generation 


referred to in Article 7(1) to which it applies, or to otherwise amend Chapter II.  
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2. By 15 October 2023, and by 15 October 2024 the Commission shall carry out a review of 


Chapter III in view of the general situation of the fossil fuel sector and surplus profits 


generated and submit a report on the main findings of that review to the Council.  


 


Article 19a 


Derogations 


1. Articles 4, 5, 6 and 7 shall not apply to outermost regions within the meaning of Article 


349 TFEU, that cannot be interconnected with the Union electricity market. 


 


2. Member States may decide not to apply Articles 4, 5, 6 and 7 to electricity generated in 


small isolated systems or small connected systems.  


 


3. Articles 4, 5, 6 and 7 shall not be mandatory for Cyprus and Malta. If Cyprus decides to 


apply Articles 4, 5, 6 and 7, Article 6(1) shall not apply to electricity generated from crude 


petroleum products. 


Article 20 


  


Entry into force and application 


1. This Regulation shall enter into force on the day following that of its publication in the 


Official Journal of the European Union. 


2. Without prejudice to the obligation to ensure the distribution of surplus revenues in 


accordance with Article 9, and to use the proceeds from the temporary solidarity 


contribution in accordance with Article 16, and to the reporting obligation referred to in 


Article 19 (2), this Regulation shall apply until 31 December 2023. 
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Article 4 shall apply from 1 December 2022 to 31 March 2023.  


Articles 5 and 9 shall apply from 1 December 2022.  


Articles 6, 7, and 7a shall apply from 1 December 2022 to 30 June 2023. 


Article 19(2) shall apply until 15 October 2024. 


This Regulation shall be binding in its entirety and directly applicable in the Member States in 


accordance with the Treaties. 


Done at Brussels, 


 For the Council 


 The President 


 


__________________ 








Deutscher Bundestag Drucksache 20/3744 
20. Wahlperiode 28.09.2022 


Beschlussempfehlung*) 
des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
– Drucksache 20/3530 –


Entwurf eines Gesetzes zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gaslieferungen über das Erdgasnetz 


A. Problem
Der völkerrechtswidrige Angriff auf die Ukraine hat die ohnehin angespannte 
Lage auf den Energiemärkten drastisch verschärft. Die aufgrund des Krieges 
nochmals erheblich gestiegenen Gaspreise sind für viele Bürgerinnen und Bürger 
zu einer großen Belastung geworden. Die Bestrebungen, Deutschland schnellst-
möglich unabhängig von russischem Erdgas zu machen, kann diese Entwicklung 
verstärken. Auch die Umlage zur Finanzierung der Ersatzbeschaffungskosten der 
von russischen Minderlieferungen betroffenen Gasimporteure wird weitere Preis-
anstiege nach sich ziehen. 


B. Lösung
Zur Abfederung der Belastung der Bürgerinnen und Bürger, durch die gestiege-
nen Gaspreise wird der Umsatzsteuersatz auf die Lieferung von Gas über das Erd-
gasnetz vorübergehend auf 7 Prozent reduziert. 


Die Umsatzsteuer als Verbrauchsteuer ist als indirekte Steuer darauf angelegt, 
dass sie von den Steuerpflichtigen grundsätzlich auf die Verbraucherinnen und 
Verbraucher abgewälzt wird. Eine temporäre Steuersenkung hat zur Folge, dass 
eine vollständige Weitergabe an die Verbraucherinnen und Verbraucher auch eine 
entsprechende Preissenkung und damit Entlastung für die Bürgerinnen und Bür-
ger ermöglicht. Es wird von den Unternehmen erwartet, dass sie diese Senkung 
1:1 an die Verbraucherinnen und Verbraucher weitergeben. 


Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Änderun-
gen am Gesetzentwurf: 


– ermäßigter Umsatzsteuersatz für die Lieferung von Fernwärme (vom 1. Ok-
tober 2022 bis 31. März 2024),


*) Der Bericht wird gesondert verteilt.  
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– Steuerbefreiung von Inflationsausgleichs-Sonderzahlungen der Arbeitgeber 


bis zu 3 000 Euro (§ 3 Nummer 11c – neu – EStG), 


– Änderung der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung, 


– redaktionelle Änderung der Eingangsformel des Gesetzentwurfs. 


Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. 


C. Alternativen 
Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Die Haushaltswirkungen einschließlich der vom Finanzausschuss empfohlenen 
Änderungen sind der folgenden Tabelle zu entnehmen. 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. Euro) 


 
Volle 


Jahres-
wirkung1) 


Kassenjahr 


2022 2023 2024 2025 2026 


Insgesamt -8 625 -2 390 -8 280 -3 755 -165 -20 


Bund -4 275 -1 263 -4 237 -1 882 -50 -5 


Länder -3 681 -1 079 -3 637 -1 616 -44 -5 


Gemeinden -669 -48 -406 -257 -71 -10 


1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Veränderung des jährlichen Zeitaufwands (in Stunden): 0 


Veränderung des jährlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro): 0 


Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): 276 667 


Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro): 0 


Aufgrund der sich ändernden Voraus- und Abschlagszahlungen beim Energiever-
sorger fällt bei den Bürgerinnen und Bürgern einmaliger Zeitaufwand in Höhe 
von rund 277 000 Stunden an. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): 0 


davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): 0 


Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 22.291 


davon Einführung oder Anpassung digitaler Prozessabläufe (in Tsd. Euro): 5 530 


davon Einmalige Informationspflicht (in Tsd. Euro): 16 761 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Es ist mit keinem nennenswerten personellen Mehraufwand in den Finanzämtern 
zu rechnen, da sich keine Änderungen an den Verfahrensabläufen ergeben. 


Auswirkungen der Annahme des Änderungsantrags Nr. 3 der Koalitionsfraktio-
nen (Ermäßigter Umsatzsteuersatz für die Lieferung von Fernwärme (vom 1. Ok-
tober 2022 bis 31. März 2024) 


Bürgerinnen und Bürger: 


Der Erfüllungsaufwand ändert sich nicht. 


Wirtschaft: 


Für die Wirtschaft entsteht einmaliger Aufwand von rund 2 048 000 Euro. Darun-
ter sind 1 584 000 Euro der Kategorie Einführung oder Anpassung digitaler Pro-
zessabläufe und rund 464 000 Euro der Kategorie Einmalige Informationspflicht 
zuzuordnen. 


Verwaltung: 


Durch die gesetzlichen Änderungen entsteht in den Ländern ein einmaliger auto-
mationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des Aufwands ist von hier 
aus nicht quantifizierbar. 


F. Weitere Kosten 
Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine 
direkten sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, sind zu erwarten und Zweck des Gesetzes. Durch das Gesetz sol-
len die Endpreise für Gas jedenfalls hinsichtlich der Mehrbelastung durch die Um-
satzsteuer aufgrund der zuletzt stark gestiegenen Energiepreise einschließlich der 
Gasumlagesignifikant sinken und die Belastung der Bürgerinnen und Bürger ab-
gefedert werden. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 


den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/3530 mit folgenden Maßgaben, im Übrigen 
unverändert anzunehmen: 


1. Die Eingangsformel des Gesetzentwurfs wird wie folgt gefasst: 


„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Ge-
setz beschlossen:“. 


2. Artikel 1 wird wie folgt gefasst: 


Artikel 1‚  


Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Dem § 28 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5250) geändert worden 
ist, werden die folgenden Absätze 5 und 6 angefügt: 


(5) „ § 12 Absatz 2 ist vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass der dort genannte Steuersatz auch für die Lie-
ferung von Gas über das Erdgasnetz gilt. 


(6) § 12 Absatz 2 ist vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass der dort genannte Steuersatz auch für die Lie-
ferung von Wärme über ein Wärmenetz gilt.“ ‘ 


3. Nach Artikel 1 werden die folgenden Artikel 2 und 3 eingefügt: 


‚Artikel 2 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Nach § 3 Nummer 11b des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I S. 911) geändert 
worden ist, wird folgende Nummer 11c eingefügt: 


„11c. zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber in 
der Zeit vom … (einsetzen: Datum des auf den Tag der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes folgenden Tages) bis zum 
31. Dezember 2024 in Form von Zuschüssen und Sachbezügen ge-
währte Leistungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher-
preise bis zu einem Betrag von 3 000 Euro;“. 
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Artikel 3 


Änderung der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung 


§ 1 Absatz 1 Nummer 7 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verord-
nung vom 17. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2942), die zuletzt durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I S. 911) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 


„7.  nach § 3 Nummer 11c des Einkommensteuergesetzes steuerfrei ge-
währte Leistungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbrauchs-
preise,“.‘ 


4. Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 4. 


Berlin, den 28. September 2022 


Der Finanzausschuss 


Alois Rainer 
Vorsitzender 


 
 


Tim Klüssendorf 
Berichterstatter 


Klaus Stöber 
Berichterstatter 
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Bericht*) 
des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
– Drucksache 20/3530 –


Entwurf eines Gesetzes zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gaslieferungen über das Erdgasnetz 


*) Die Beschlussempfehlung wurde gesondert auf Drucksache 20/3744 verteilt. 
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Bericht der Abgeordneten Tim Klüssendorf und Klaus Stöber 


A. Allgemeiner Teil 


I. Überweisung 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/3530 in seiner 54. Sitzung am 22. September 
2022 dem Finanzausschuss zur federführenden Beratung sowie dem Rechtsausschuss, dem Wirtschaftsausschuss, 
dem Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, dem Ausschuss für Klima-
schutz und Energie, dem Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union und dem Haushaltsaus-
schuss zur Mitberatung überwiesen. Der Haushaltsausschuss ist zudem nach § 96 GO-BT beteiligt. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 


Der Gesetzentwurf regelt in § 28 Absatz 5 UStG, dass im Zeitraum vom 1. Oktober 2022 bis zum 31.  März 2024 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz auch für die Lieferung von Gas über das Erdgasnetz gilt. 


III. Öffentliche Anhörung 


Der Finanzausschuss hat in seiner 23. Sitzung am 26. September 2022 eine öffentliche Anhörung zu dem Gesetz-
entwurf durchgeführt. Folgende Einzelsachverständige, Verbände und Institutionen hatten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme: 


1. BDEW Bundesverband der Energie – und Wasserwirtschaft e. V. 


2. Bundeskartellamt 


3. Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) e. V. 


4. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. (BDA) 


5. Deutsche Steuer-Gewerkschaft e. V. 


6. Deutscher Gewerkschaftsbund 


7. Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e. V. 


8. Handelsverband Deutschland – HDE e. V. 


9. Hummel, Prof. Dr. David 


10. Ismer, Prof. Dr. Roland, Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 


11. ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 


12. Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) 


13. Wirtschaftsverband Fuels und Energie e. V. (en2x) 


14. Zentralverband des Deutschen Bäckerhandwerks e. V. 


Das Ergebnis der öffentlichen Anhörung ist in die Ausschussberatungen eingegangen. Das Protokoll einschließ-
lich der eingereichten schriftlichen Stellungnahmen ist der Öffentlichkeit zugänglich. 
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III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 


Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 24. Sitzung am 28. September 2022 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Stimment-
haltung der Fraktion DIE LINKE. Annahme. 


Der Wirtschaftsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 20. Sitzung am 28. September 2022 beraten und emp-
fiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE LINKE. Annahme. 


Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf 
in seiner 20. Sitzung am 28. September 2022 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. An-
nahme. 


Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie hat den Gesetzentwurf in seiner 33. Sitzung und 34. Sitzung am 
28. September 2022 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. und Abwesenheit der Fraktion 
der AfD Annahme. 


Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union hat den Gesetzentwurf in seiner 19. Sitzung 
am 28. September 2022 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. Annahme. 


Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 26. Sitzung am 28. September 2022 beraten und emp-
fiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP bei Stimment-
haltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. Annahme. 


IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 


Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/3530 in seiner 21. Sitzung am 21. Septem-
ber 2022 erstmalig beraten und die Durchführung einer öffentlichen Anhörung beschlossen. Nach Durchführung 
der Anhörung am 26. September 2022 hat der Finanzausschuss die Beratung des Gesetzentwurfs in seiner 25. 
Sitzung und 26. Sitzung am 28. September 2022 abgeschlossen. 


Der Finanzausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, FDP und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. die Annahme des Gesetzentwurfs auf Druck-
sache 20/3530 in geänderter Fassung. 


Die Koalitionsfraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP begrüßten den Gesetzentwurf und die 
Änderungsanträge, mit denen wichtige Entlastungsmaßnahmen vorgenommen würden.  


Die Umsatzsteuer auf Gaslieferungen werde bis zum 31. März 2024 von 19 auf 7 Prozent gesenkt. Die Koaliti-
onsfraktionen wiesen darauf hin, dass es sich hierbei um eine zielgenaue Maßnahme zur Bekämpfung von Preis-
steigerungen handele. Durch die Preissteigerungen auf Gaslieferungen stiegen die Mehrwertsteuereinnahmen des 
Staates exorbitant an, obwohl der Gasverbrauch der Bevölkerung durch Einsparmaßnahmen zurückgehe. Die Be-
völkerung werde durch die Absenkung der Umsatzsteuer weitgehend um den Betrag entlastet, den der Staat sonst 
aufgrund der Preissteigerungen als Steuermehreinnahmen erhalten hätte. Auch einkommensschwache Haushalte 
profitierten, da die Energielieferungen einen besonders großen Teil ihrer Ausgaben ausmachten. 


Bei der mit dem Änderungsantrag Nr. 3 eingebrachten temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes für die Lie-
ferung von Fernwärme handle es sich um ein komplexes Thema, das in der Ampelkoalition sehr intensiv diskutiert 
worden sei. Angesichts der großen Bedeutung von Fernwärmelieferungen für die Bevölkerung habe man sich 
kurzfristig für eine Aufnahme in diesen Gesetzentwurf entschieden. Insbesondere in Ostdeutschland bestehe eine 
große Abhängigkeit der Haushalte von Fernwärmelieferungen. In größeren Städten wie zum Beispiel Zwickau 
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würden über die Hälfte der Haushalte mit Fernwärme beheizt. Auch in Städten wie Berlin spiele die Fernwärme 
eine große Rolle. 


Die im Rahmen des Änderungsantrags Nr. 1 kurzfristig eingebrachte Steuerbefreiung für Inflationsausgleichs-
Sonderzahlungen sei eine dringende Maßnahme. Damit erhielten alle Arbeitgeber die Möglichkeit, ihren Arbeit-
nehmern bis zum 31. Dezember 2024 einen steuer- und sozialversicherungsabgabenfreien Betrag von bis zu 3 000 
Euro zu gewähren. In diesem Zusammenhang sei auch eine Änderung in der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Ver-
ordnung notwendig, damit Bezieher von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II, die ggf. eine solche 
Sonderzahlung erhielten, ebenfalls von der Steuerbefreiung profitierten. Zudem würden die Sonderzahlungen 
nicht als Einkommen gewertet, sodass Bezieher von Leistungen nach dem SGB II keine Leistungskürzungen zu 
befürchten hätten. 


Die Fraktion der CDU/CSU betonte, dass die Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen schneller 
hätte umgesetzt werden können, wenn ihren Fraktionsanträgen im Februar 2022 zugestimmt worden wäre. 


Sie wies auf die Kritik in der öffentlichen Anhörung hin, dass die Umsatzsteuer nur für einen einzigen Energie-
träger abgesenkt werde. Nach der EU-Mehrwertsteuersystemrichtlinie habe die Möglichkeit bestanden, auch für 
weitere Energieträger wie Öl, Elektrizität oder Biogas den ermäßigten Steuersatz vorzusehen. Insbesondere wür-
den jetzt Haushalte, die mit Öl heizten, benachteiligt, da sie nicht entlastet würden. 


Die Senkung der Umsatzsteuer auf Gaslieferungen entlaste auch nicht die Unternehmen, die größtenteils vorsteu-
erabzugsberechtigt seien. Für sie sei die Umsatzsteuer nur ein durchlaufender Posten. Überhaupt vermisse man in 
den Entlastungspaketen der Bundesregierung Maßnahmen für den Mittelstand und das Handwerk. Man wundere 
sich, dass die Fraktion der FDP ihre frühere Klientel vernachlässige. Hier müsse nachgearbeitet werden.  


Durch die Senkung des Umsatzsteuersatzes finde keine vollständige Kompensation der Verbraucher statt. Eine 
Megawattstunde Gas habe ursprünglich ungefähr 6 Cent gekostet. Heute sei man bei Preisen von fast 40 Cent 
angelangt, wenn die Gasumlage miteinberechnet werde. Für den Staat sei auch der ermäßigte Steuersatz ein gutes 
Geschäft, da 7 Prozent Umsatzsteuer auf einen sechsfach erhöhten Gaspreis zu höheren Umsatzsteuereinnahmen 
führe, als hier an die Verbraucherinnen und Verbraucher zurückgegeben werde. Im Ergebnis werde nur ein Teil 
dessen zurückgegeben, was der Staat aufgrund der Preiserhöhungen an Steuermehreinnahmen bei der Umsatz-
steuer erziele. 


Hinsichtlich des Änderungsantrags Nr. 3 der Koalitionsfraktionen zum Thema Fernwärme kritisierte die Fraktion 
der CDU/CSU das Gesetzgebungsverfahren. Durch die nachträgliche Einbringung im Rahmen einer Sondersit-
zung des Finanzausschusses sei der Änderungsantrag nicht mehr Gegenstand der öffentlichen Anhörung gewesen. 
Dabei gehe es um Steuermindereinnahmen von 2,1 Milliarden Euro und einen zusätzlichen einmaligen Anpas-
sungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe von zwei Millionen Euro. Man könne nicht sicher beurteilen, ob diese 
Gesetzesänderung inhaltlich richtig und zielführend sei. Dies hätte nur im Rahmen einer öffentlichen Anhörung 
erörtert werden können. Die Koalitionsfraktionen trügen daher die volle Verantwortung für dieses Gesetzge-
bungsverfahren. Dennoch stimme man dem Umdruck zu, da die Zielrichtung richtig sei.  


Beim Änderungsantrag Nr. 1 für die Steuerfreiheit der Inflationsausgleichs-Sonderzahlungen enthalte sich die 
Fraktion der CDU/CSU. Einerseits sehe man das Problem, dass Unternehmen unter Druck gesetzt würden, diese 
Sonderzahlungen an ihre Arbeitnehmer zu erbringen. So gebe es viele Unternehmen, die diese Sonderzahlungen 
gerne zahlen würden, aber in der gegenwärtigen Situation nicht zahlen könnten. Andererseits begrüße man, dass 
die Unternehmen diese Sonderzahlungen nun steuerfrei an ihre Arbeitnehmer gewähren könnten. Insgesamt 
glaube man aber nicht, dass dieses Instrument zielführend sei. Es sei die Aufgabe des Staates und nicht der Ar-
beitgeber, Entlastungen vorzunehmen. 


Auch die Fraktion der AfD kritisierte das Gesetzgebungsverfahren. Die kurzfristige Einbringung von Ände-
rungsanträgen der Koalitionsfraktionen während der Sitzung und nachträglich im Rahmen einer Sondersitzung 
des Finanzausschusses sei höchst unprofessionell. Zudem beziehe sich der Gesetzentwurf weiterhin auf die Gas-
beschaffungsumlage, deren Verabschiedung fraglich sei. Dieses Problem hätte man im Rahmen der Änderungs-
anträge noch angehen können. 


Die Fraktion der AfD unterstütze die Umsatzsteuersenkungen auf Gaslieferungen wie auch für die Lieferung von 
Fernwärme. Mit diesen Maßnahmen würden die privaten Haushalte entlastet. Ebenso hätte man sich eine Entlas-
tung bei Stromlieferungen vorstellen können. Hier sei die Belastung der Verbraucher ähnlich hoch wie bei Gas. 
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Wie auch die Fraktion der CDU/CSU kritisiere man, dass die Unternehmen von dieser Entlastung nicht profitier-
ten, da die Umsatzsteuer für die meisten Unternehmen ein durchlaufender Posten sei.  


Die Steuerbefreiung von Inflationsausgleichs-Sonderzahlungen begrüße man grundsätzlich. Allerdings habe der 
Vertreter der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di in der öffentlichen Anhörung darauf hingewiesen, 
dass insbesondere kleinere Unternehmen, die derzeit besonders unter den Preisanstiegen litten, zusätzlich unter 
Druck gerieten, eine Sonderzahlung an ihre Arbeitnehmer zu leisten.  


Die Fraktion DIE LINKE. enthielt sich insgesamt zum Gesetzentwurf. Sie machte auf Bedenken hinsichtlich 
der Rechtsförmlichkeit des Gesetzentwurfs aufmerksam. Der Gesetzentwurf beziehe sich sowohl in seinem Ge-
setzestext als auch in der Begründung auf die Gasbeschaffungsumlage, deren Schicksal noch völlig offen sei. 


Die Fraktion DIE LINKE. begrüßte die befristete Absenkung der Umsatzsteuer auf Gas- und Fernwärmelieferun-
gen. Gleichzeitig stelle sich aber die Frage, warum nicht auch eine Senkung der Umsatzsteuer auf Biogas und Öl 
als weitere Entlastungsmaßnahmen angegangen worden sei. 


Sie kritisierte den Änderungsantrag zur Steuerbefreiung von Inflationsausgleichs-Sonderzahlungen, da die Son-
derzahlungen keinen dauerhaften Ausgleich für zusätzliche Inflationsbelastungen böten und keinen Einfluss auf 
die spätere Rentenhöhe der Arbeitnehmer hätten. Ob dieses Instrument überhaupt von den Arbeitgebern genutzt 
werde, hänge zudem vom Wohlwollen und der finanziellen Situation des jeweiligen Arbeitgebers ab. Auch wür-
den Bürgerinnen und Bürger mit kleinen und mittleren Einkommen nicht gezielt entlastet. Hierfür wären direkte 
staatliche Hilfen die geeignetere Maßnahme gewesen.  


 


Vom Ausschuss angenommene Änderungsanträge 


Die vom Ausschuss angenommenen Änderungen am Gesetzentwurf auf Drucksache 20/3530 sind aus der Maß-
gabe in der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses ersichtlich. Die Begründungen der Änderungen finden 
sich in diesem Bericht unter „B. Besonderer Teil“. Die Koalitionsfraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP brachten drei Änderungsanträge ein. 
 
Änderungsantrag 1 der Koalitionsfraktionen (Steuerbefreiung von Inflationsausgleichs-Sonderzahlungen der Ar-
beitgeber bis zu 3 000 Euro) 


 
Zustimmung: SPD, B90/GR, FDP, AfD 


Ablehnung: - 


Enthaltung: CDU/CSU, DIE LINKE. 


 
Änderungsantrag 2 der Koalitionsfraktionen (Eingangsformel) 


 
Zustimmung: SPD, CDU/CSU, B90/GR, FDP, AfD 


Ablehnung: - 


Enthaltung: DIE LINKE. 


 


Änderungsantrag 3 der Koalitionsfraktionen (Ermäßigter Umsatzsteuersatz für die Lieferung von Fernwärme 
(vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024) 


 
Zustimmung: SPD, CDU/CSU, B90/GR, FDP, AfD, DIE LINKE. 


Ablehnung: - 


Enthaltung: - 
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B. Besonderer Teil 
Zu Nummer 1 (Eingangsformel) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 


Zu Nummer 2 


Zu Artikel 1 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 


§ 28 Absatz 5 – neu – 


Wie bisher. 


§ 28 Absatz 6 – neu – 


§ 28 Absatz 6 UStG regelt, dass im Zeitraum vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024 der ermäßigte Umsatzsteu-
ersatz auch für die Lieferung von Wärme über ein Wärmenetz gilt. Die Regelung dient dazu, Kundinnen und 
Kunden von Wärmeversorgungsunternehmen den Leistungsempfängern von Gaslieferungen gleichzustellen. 
Denn auch Fernwärme resultiert zu einem großen Anteil aus dem Verbrennen von Gas.  


Unerheblich für die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes auf die Lieferung von Wärme ist es, ob die Wärme-
lieferung tatsächlich aus dem Verbrennen von Gas resultiert. Denn eine entsprechende Differenzierung wäre sehr 
bürokratieaufwändig und praktisch kaum durchführbar. 


Zu Nummer 3  


Zu Artikel 2 – neu - (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


§ 3 Nummer 11c – neu – 


Weltweit steigen die Energie- und Nahrungsmittelpreise. Die damit verbundene Erhöhung der Lebenshaltungs-
kosten wird für viele Bürgerinnen und Bürger in Deutschland zunehmend zu einer großen Belastung. 


§ 3 Nummer 11c – neu – EStG regelt, dass Arbeitgeber Leistungen zur Abmilderung der Inflation bis zu einem 
Betrag von 3 000 Euro steuerfrei an ihre Arbeitnehmer gewähren können (Inflationsausgleichsprämie). Es handelt 
sich um einen steuerlichen Freibetrag, der unabhängig davon gilt, ob die Leistungen in Form von Zuschüssen oder 
Sachbezügen gewährt werden. Die Regelung ist von der Wirkweise vergleichbar mit der Regelung in § 3 Num-
mer 11a EStG. 


Die Energiepreise werden sich mittelfristig wieder entspannen, so dass eine zeitliche Befristung der Steuerbefrei-
ung angezeigt ist. Arbeitgeberleistungen sind daher in dem Zeitraum vom Tag nach der Verkündung dieses Ge-
setzes bis zum 31. Dezember 2024 begünstigt. 


An den Zusammenhang zwischen Leistung und Preissteigerung werden keine besonderen Anforderungen gestellt. 
Es genügt, wenn der Arbeitgeber bei Gewährung der Leistung in beliebiger Form (zum Beispiel durch entspre-
chenden Hinweis auf dem Überweisungsträger im Rahmen der Lohnabrechnung) deutlich macht, dass diese im 
Zusammenhang mit der Preissteigerung steht. 


Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist außerdem, dass die Leistung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt wird, also insbesondere nicht im Wege einer Entgeltumwandlung finanziert wird. 


Gewährt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer im begünstigten Zeitraum mehrere Leistungen, gilt die Steuerbefrei-
ung nur bis zur Höhe von insgesamt 3 000 Euro. 


Die Steuerbefreiung kann bis zu dem Betrag von 3 000 Euro in der Regel für jedes Dienstverhältnis, also auch für 
aufeinander folgende Dienstverhältnisse, gesondert in Anspruch genommen werden. Dies gilt allerdings nicht bei 
mehreren aufeinander folgenden Dienstverhältnissen in dem begünstigten Zeitraum zu ein und demselben Arbeit-
geber. 
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Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto aufzuzeichnen. Andere Steuerbefreiungen, Bewertungsvergüns-
tigungen oder Pauschalbesteuerungsmöglichkeiten (wie z. B. § 3 Nummer 34a, § 8 Absatz 2 Satz 11, § 8 Absatz 3 
Satz 2 EStG) bleiben hiervon unberührt und können neben der hier aufgeführten Steuerfreiheit in Anspruch ge-
nommen werden. 


In der Sozialversicherung entfallen aufgrund der Steuerfreiheit auf diese Leistungen keine Beträge, da es sich 
dabei nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) nicht um Arbeitsentgelt 
im Sinne von § 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch handelt. 


Zu Artikel 3 – neu – (Änderung der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung) 


§ 1 Absatz 1 Nummer 7 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 2 (Änderung des Einkommensteuergesetzes). 


Durch § 1 Absatz 1 Nummer 7 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung werden Leistungen von der Ein-
kommensberücksichtigung im SGB II ausgenommen, die nach § 3 Nummer 11c des Einkommensteuergesetzes 
steuerfrei sind. Damit wird sichergestellt, dass Leistungen, die Arbeitgeber – zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn – bis zu einem Betrag von 3 000 Euro als Inflationsausgleich an ihre Arbeitnehmer in Form von 
Zuschüssen und Sachbezügen gewähren, bei Beziehern von Leistungen nach dem SGB II nicht als Einkommen 
berücksichtigt werden. Arbeitnehmern sollen diese Leistungen auch dann in voller Höhe zugutekommen, wenn 
sie Leistungen nach dem SGB II beziehen. Mit der Änderung der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung wird 
somit die steuerliche Privilegierung auch im SGB II nachvollzogen. Mit der Nichtberücksichtigung wird darüber 
hinaus verhindert, dass aufgrund von den tatsächlichen Hilfebedarf übersteigenden Einnahmen der Leistungsbe-
zug im Monat der Zuwendung unterbrochen wird. 


Zu Nummer 4 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung der neuen Artikel 2 und 3. 


Berlin, den 28. September 2022 


Tim Klüssendorf 
Berichterstatter 


Klaus Stöber 
Berichterstatter 
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Urteil vom 02. August 2022, VIII R 27/21 
Berücksichtigung gezahlter Prämien für Glattstellungsgeschäfte im Zusammenhang mit Einnahmen aus Stillhalterprämien 
bei periodenübergreifenden Optionsgeschäften


ECLI:DE:BFH:2022:U.020822.VIIIR27.21.0


BFH VIII. Senat


EStG § 20 Abs 1 Nr 11, EStG § 20 Abs 9, EStG § 11 Abs 2 S 1, EStG § 32d Abs 1, AO § 175 Abs 1 S 1 Nr 2, EStG VZ 2013 


vorgehend FG München, 28. September 2021, Az: 6 K 1458/19


Leitsätze


1. Aufwendungen für die den Stillhalterprämien zugehörigen Glattstellungsgeschäfte mindern nach § 20 Abs. 1 Nr. 11 
EStG --in Ausnahme zu § 11 Abs. 2 Satz 1 EStG (sog. Abflussprinzip)-- die Einnahmen in dem Veranlagungszeitraum, in dem 
die Stillhalterprämien vereinnahmt wurden. Es handelt sich insoweit um ein rückwirkendes Ereignis i.S. des § 175 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 AO.


2. Ergibt sich dabei für das einzelne Stillhalter-/Glattstellungsgeschäft ein Verlust (eine negative Differenz), ist dieser 
abzugsfähig und unterliegt nicht dem Werbungskostenabzugsverbot nach § 20 Abs. 9 EStG.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Finanzgerichts München vom 28.09.2021 - 6 K 1458/19 und die 
Einspruchsentscheidung des Beklagten vom 15.05.2019 aufgehoben.


Der Einkommensteuerbescheid für 2013 vom 23.02.2015 wird dahingehend geändert, dass nicht ausgeglichene Verluste 
der Klägerin aus Kapitalvermögen, die dem gesonderten Tarif gemäß § 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 
unterliegen, in Höhe von 277.251 € zu berücksichtigen sind.


Die Einkommensteuer wird auf ... € festgesetzt.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


Streitig ist, in welchem Veranlagungszeitraum gezahlte Prämien für Glattstellungsgeschäfte im Zusammenhang mit 
Einnahmen aus Stillhalterprämien bei periodenübergreifenden Optionsgeschäften steuerlich zu berücksichtigen sind.


1


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) tätigte diverse Optionsgeschäfte. Im Streitjahr (2013) tätigte sie 
folgende periodenübergreifende Stillhalter- und Glattstellungsgeschäfte:


-        Sie schloss am 06.03.2013 jeweils Glattstellungsgeschäfte (Glattstellungsgeschäfte 1) ab, die zu 
Aufwendungen in Höhe von 234.046,55 € und 119.065,83 € führten. Diese betrafen Kauf- (Zufluss der 
Stillhalterprämien im Jahr 2012 in Höhe von 221.975,42 €) und Verkaufsoptionen (Zufluss der 
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Stillhalterprämien im Jahr 2012 in Höhe von 207.530,41 €) auf den Deutschen Aktienindex mit 
unterschiedlichen Basispreisen, die sie am 18.12.2012 eingeräumt hatte.


-    Am 19.12.2013 räumte sie Kauf- (Zufluss der Stillhalterprämien im Streitjahr in Höhe von 408.688,50 €) und 
Verkaufsoptionen (Zufluss der Stillhalterprämien im Streitjahr in Höhe von 496.390,50 €) ein und tätigte 
bezüglich dieser Kauf- und Verkaufsoptionen am 21.01.2014 jeweils Glattstellungsgeschäfte 
(Glattstellungsgeschäfte 2), die zu Aufwendungen in Höhe von 571.490,13 € und 380.427,66 € führten.


Kapitalertragsteuer wurde bei den Stillhaltergeschäften nicht einbehalten, da diese bei einem ausländischen 
Kreditinstitut getätigt wurden.


3


Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) erfasste im Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr vom 
23.02.2015 erklärungsgemäß Einkünfte aus der Differenz von Stillhalterprämien und gezahlten Prämien aus 
Glattstellungsgeschäften i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 11 des Einkommensteuergesetzes (EStG) in Höhe von 319.647 €. Die 
Differenz ergab sich aus in dem Veranlagungszeitraum zugeflossenen Stillhalterprämien und abgeflossenen Prämien 
für Glattstellungsgeschäfte. Periodenübergreifende Glattstellungsgeschäfte wurden wie folgt berücksichtigt: Die im 
Streitjahr getätigten Aufwendungen in Höhe von 234.046,55 € bzw. 119.065,83 € (aus den 
Glattstellungsgeschäften 1) waren bei den im Bescheid angesetzten Einkünften aus 
Stillhalterprämien --mindernd-- enthalten, nicht aber die Aufwendungen aus dem Jahr 2014 in Höhe von 
571.490,13 € bzw. 380.427,66 € (aus den Glattstellungsgeschäften 2). Außerdem wurden bei der Steuerfestsetzung 
Kapitalerträge in Höhe von 1.907 € berücksichtigt, die nicht aus Stillhaltergeschäften resultierten. Aufgrund des 
Antrags der Klägerin zur Überprüfung des Steuereinbehalts gemäß § 32d Abs. 4 EStG wurden somit im Rahmen der 
Veranlagung Einkünfte aus Kapitalvermögen in Höhe von 320.753 € nach § 32d Abs. 1 EStG der 
Einkommensteuerfestsetzung zugrunde gelegt. Daraus errechnete das FA eine Einkommensteuer nach dem 
gesonderten Tarif des § 32d Abs. 1 EStG in Höhe von 78.615 €. Ferner erzielte die Klägerin Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb und aus selbständiger Arbeit; diesbezüglich ermittelte das FA (laut Bescheid vom 23.02.2015) die 
Einkommensteuer nach dem Grundtarif in Höhe von ... €. Die Einkommensteuer für 2013 setzte es mit 82.112 € fest. 
Die Klägerin legte am 23.03.2015 Einspruch ein, mit dem sie begehrte, Verluste aus Stillhaltergeschäften der Jahre 
2014 und 2015 im Streitjahr abzuziehen.


4


Nach erfolglosem Einspruch erhob sie Klage, mit der sie geltend machte, dass nach der gesetzlichen Regelung des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG die für die Glattstellungsgeschäfte gezahlten Prämien im Veranlagungsjahr des Bezugs der 
(jeweiligen) Stillhalterprämien zu berücksichtigen seien. Danach seien die im angefochtenen Bescheid angesetzten 
Einkünfte aus Stillhaltergeschäften um die im Streitjahr getätigten Aufwendungen in den Glattstellungsgeschäften 1 
in Höhe von 234.046,55 € und 119.065,83 € zu erhöhen, da die diesbezüglichen Stillhalterprämien bereits im Jahr 
2012 vereinnahmt worden seien, und Aufwendungen für die Glattstellungsgeschäfte 2 in Höhe von 571.490,13 € und 
380.427,66 € zu berücksichtigen, die zwar erst im Jahr 2014 gezahlt worden seien, jedoch im Zusammenhang mit 
den im Streitjahr vereinnahmten Stillhalterprämien stehen würden.


5


Die Klage hatte aus den in Entscheidungen der Finanzgerichte 2021, 2060 mitgeteilten Gründen keinen Erfolg.6


Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin, mit der sie die Verletzung materiellen Rechts rügt. Das Finanzgericht 
(FG) habe § 20 Abs. 1 Nr. 11 Halbsatz 2 EStG unzutreffend ausgelegt.
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Die Klägerin beantragt,
das angefochtene Urteil der Vorinstanz und die Einspruchsentscheidung vom 15.05.2019 aufzuheben und den 
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Entscheidungsgründe


II.


Einkommensteuerbescheid für 2013 vom 23.02.2015 dahingehend zu ändern, dass negative Einkünfte aus 
Stillhaltergeschäften in Höhe von 279.158 € als Kapitaleinkünfte der Besteuerung zugrunde gelegt werden.


Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


9


Die Aufwendungen für Glattstellungsgeschäfte seien --so zu Recht das FG-- nach § 11 Abs. 2 EStG im Jahr des 
Abflusses zu berücksichtigen.


10


Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Stattgabe der Klage (§ 126 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das Urteil des FG verletzt § 20 Abs. 1 Nr. 11 Halbsatz 2 EStG. 
Schließt der Stillhalter ein Glattstellungsgeschäft ab, mindern sich die jeweiligen Einnahmen aus 
Stillhalterprämien --rückwirkend im Jahr deren Bezugs-- um die im Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien (unter 
II.1.). Danach sind im Streitjahr negative Einkünfte aus Stillhaltergeschäften in Höhe von 279.158 € der Besteuerung 
zugrunde zu legen; es ergeben sich nicht ausgeglichene Verluste i.S. des § 32d Abs. 1 EStG in Höhe von 277.251 €, 
die nach § 20 Abs. 6 Satz 3 i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG festzustellen sind (unter II.2.). Die Einkommensteuer wird auf ... € 
festgesetzt (unter II.3.).
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1. Mit Einführung der Abgeltungsteuer zum 01.01.2009 hat der Gesetzgeber die Besteuerung der Stillhalter- und 
Glattstellungsgeschäfte in § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG erstmals gesondert geregelt. Zu den Einkünften aus 
Kapitalvermögen gehören nach § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG Stillhalterprämien, die für die Einräumung von Optionen 
vereinnahmt werden; schließt der Stillhalter ein Glattstellungsgeschäft ab, mindern sich die Einnahmen aus den 
Stillhalterprämien um die im Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien. Es handelt sich um einen steuerlichen 
Einmaltatbestand, weshalb die Aufwendungen für die den Stillhalterprämien zugehörigen Glattstellungsgeschäfte 
dem Veranlagungszeitraum zuzuordnen sind, in dem die Stillhalterprämie vereinnahmt wurde. Dies gilt auch dann, 
wenn das Glattstellungsgeschäft in einem anderen Veranlagungszeitraum getätigt wird als das Stillhaltergeschäft 
(im Ergebnis ebenso Schmidt/Levedag, EStG, 41. Aufl., § 20 Rz 142; Bleschick in Kirchhof/Seer, EStG, 21. Aufl., § 20 
Rz 116; Haisch, Deutsche Steuer-Zeitung 2007, 762, 764; Haisch/Krampe, Finanz-Rundschau 2010, 311, 314; vgl. 
auch Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 18.08.2015 - I R 38/12, BFH/NV 2016, 378, Rz 22 ff., zur Rechtslage 
vor Einführung der Abgeltungsteuer; anderer Ansicht Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 
18.01.2016 - IV C 1-S 2252/08/10004:017, BStBl I 2016, 85, Rz 25; Buge in Hermann/Heuer/Raupach, § 20 EStG 
Rz 401; BeckOK EStG/Schmidt, 13. Ed. [01.07.2022], EStG § 20 Rz 1139.3; Ronig, Der Betrieb 2010, 128, 129).
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a) Bereits aus dem Wortlaut der Vorschrift ergibt sich, dass die für das Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien zu 
einer Einnahmeminderung führen. Denn nach § 20 Abs. 1 Nr. 11 Halbsatz 2 EStG "mindern sich die Einnahmen aus 
den Stillhalterprämien um die im Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien". Der Gesetzgeber hat danach im 
gesetzlichen Tatbestand die im Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien mit den vereinnahmten Stillhalterprämien 
verknüpft. Er hat § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG als punktuellen Besteuerungstatbestand normiert, der erst abgeschlossen 
ist, wenn endgültig feststeht, in welcher Höhe der Steuerpflichtige einen Überschuss aus dem Stillhaltergeschäft 
erzielt hat. Dieser in § 20 Abs. 1 Nr. 11 Halbsatz 2 EStG zum Ausdruck gekommene gesetzgeberische Wille erfordert 
eine punktuelle Überschussermittlung. Aus Sicht des Senats ist es daher folgerichtig, wenn die Höhe der 
ursprünglich erzielten Stillhalterprämien auch bei periodenübergreifenden Glattstellungsgeschäften um die im 
Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien gemindert werden. Allein dies trägt der Wirkungsweise des 
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Glattstellungsgeschäfts Rechnung. Mit diesem soll das Risiko, das der Stillhalter mit dem Stillhaltergeschäft 
eingegangen ist, Vermögenseinbußen durch ein Ausführungsgeschäft zu erleiden, vermindert werden.


Bei den laufend veranlagten Steuern wie der Einkommensteuer sind zwar die aufgrund des Eintritts neuer Ereignisse 
materiell-rechtlich erforderlichen steuerlichen Anpassungen regelmäßig nicht rückwirkend, sondern in dem 
Besteuerungszeitraum vorzunehmen, in dem sich der maßgebliche Sachverhalt ändert; dieser Grundsatz ist jedoch 
nur insoweit maßgebend, als die einschlägigen steuerrechtlichen Regelungen nicht bestimmen, dass eine Änderung 
des nach dem Steuertatbestand rechtserheblichen Sachverhalts zu einer rückwirkenden Änderung steuerlicher 
Rechtsfolgen führt (so z.B. Beschluss des Großen Senats des BFH vom 19.07.1993 - GrS 2/92, BFHE 172, 66, BStBl II 
1993, 897, unter C.II.1.d; zur Rückwirkung bei einer "zeitlich gestreckten Tatbestandsverwirklichung" BFH-Urteil vom 
13.09.2000 - X R 148/97, BFHE 193, 129, BStBl II 2001, 641, unter II.3.). Dies setzt eine dementsprechende materiell-
rechtliche Anordnung des Gesetzgebers voraus, wie sie § 20 Abs. 1 Nr. 11 Halbsatz 2 EStG vorsieht. Flankiert wird 
diese materiell-rechtliche Regelung durch § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Abgabenordnung (AO), nach dem ein 
Steuerbescheid bei Eintritt eines Ereignisses zu ändern ist, das steuerliche Wirkung für die Vergangenheit hat. Das 
rückwirkende Ereignis liegt darin, dass die endgültige Höhe der Netto-Einnahmen aus den Stillhalterprämien nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 11 Halbsatz 2 EStG erst dann feststeht, wenn die Prämien aus dem dazugehörigen 
Glattstellungsgeschäft von diesen abgezogen werden; das Stillhalter- und das jeweilige Glattstellungsgeschäft 
stehen insoweit in einem wirtschaftlichen Zusammenhang (vgl. dazu BFH-Urteil vom 28.02.2018 - VIII R 53/14, BFHE 
261, 223, BStBl II 2018, 687, Rz 31).


14


b) Dass der Gesetzgeber eine Rückwirkung beabsichtigt hat, ergibt sich auch aus der Gesetzesbegründung (BTDrucks 
16/4841, S. 54). Nach dieser soll nur der beim Stillhalter nach Abschluss eines Gegengeschäfts (Glattstellung) 
verbliebene Vermögenszuwachs der Besteuerung unterworfen werden (Nettoprinzip). Der Gesetzgeber ist somit der 
zur Rechtslage vor dem Unternehmensteuerreformgesetz 2008 (UntStRefG 2008) vom 14.08.2007 (BGBl I 2007, 
1912) ergangenen Rechtsprechung zur Besteuerung von Stillhalterprämien gefolgt. Nach dieser war der Aufwand für 
das Glattstellungsgeschäft im Jahr des Einnahmezuflusses der Stillhalterprämie und nicht nach § 11 Abs. 2 EStG 
1990 im Jahr des Abflusses abzuziehen, da das Stillhaltergeschäft als einmalige sonstige Leistung anzusehen 
gewesen ist, das erst abgeschlossen war, wenn endgültig feststand, dass und in welcher Höhe der Steuerpflichtige 
den Erlös behalten durfte (BFH-Urteil in BFH/NV 2016, 378).
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c) Auch der Sinn und Zweck der Regelung spricht dafür, dass die für das Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien 
von den Stillhalterprämien --unabhängig von dem in § 11 EStG normierten Zu- und Abflussprinzip-- abziehbar sind. 
Ohne Rückwirkung wäre es beispielsweise denkbar, dass Einnahmen aus Stillhalterprämien im 
Veranlagungszeitraum 01 voll besteuert werden, obgleich im Veranlagungszeitraum 02 in derselben Höhe im 
Glattstellungsgeschäft gezahlte Prämien anfallen, um das Stillhaltergeschäft wieder zu schließen, und diese 
Prämien --mangels entsprechender Einkünfte aus Kapitalvermögen-- wegen des Verlustverrechnungsverbots nach 
§ 20 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 1 EStG nicht mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden dürfen und 
somit unberücksichtigt blieben. Dies würde dem Gebot der Folgerichtigkeit und Ausrichtung der Steuerlast am 
Prinzip der finanziellen Leistungsfähigkeit gemäß Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes widersprechen, denn die 
Leistungsfähigkeit des Stillhalters ist um die gezahlten Prämien gemindert (vgl. hierzu ausführlich BFH-Urteil vom 
20.10.2016 - VIII R 55/13, BFHE 256, 56, BStBl II 2017, 264, Rz 20, m.w.N.). Daher ist die steuerliche Erfassung der 
Aufwendungen für das Glattstellungsgeschäft im Veranlagungszeitraum, in dem die Stillhalterprämie vereinnahmt 
wurde, auch verfassungsrechtlich geboten.
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d) Danach sind die im Glattstellungsgeschäft gezahlten Prämien seit der Neuregelung der Besteuerung von 
Stillhaltergeschäften in § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG nicht mehr als Werbungskosten i.S. des § 9 Abs. 1, § 20 Abs. 9 EStG 
bei den Einkünften als Stillhalter zu berücksichtigen (so noch die Rechtslage vor dem UntStRefG 2008, z.B. BFH-
Urteile vom 10.02.2015 - IX R 8/14, BFH/NV 2015, 830; vom 17.04.2007 - IX R 23/06, BFHE 217, 562, BStBl II 2007, 
606), so dass das Abflussprinzip des § 11 EStG entgegen der Auffassung des FG keine Anwendung findet.
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  Download als PDF [www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/pdf/STRE202210176?
type=1646225765]


e) Dieser Auslegung steht --entgegen den Ausführungen des FG-- das BFH-Urteil in BFHE 256, 56, BStBl II 2017, 264 
nicht entgegen. Dieses hatte die Frage zum Gegenstand, inwieweit nach der Einführung der Abgeltungsteuer der 
Barausgleich als Verlust steuerlich zu berücksichtigen ist, und enthält keine Ausführungen zur Besteuerung von 
Stillhalter- und Glattstellungsgeschäften im Sinne eines einheitlichen, in sich geschlossenen Tatbestands i.S. des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG, der eine den Veranlagungszeitraum überschreitende Berücksichtigung der Aufwendungen für 
das Glattstellungsgeschäft anordnet.
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f) Inwiefern die im BMF-Schreiben vom 19.05.2022 - IV C 1-S 2252/19/10003:009 (BStBl I 2022, 742, Rz 25) für den 
Abzug der Kapitalertragsteuer beschriebene Vorgehensweise mit dieser materiell-rechtlichen Anordnung des 
Gesetzgebers vereinbar ist, braucht der Senat im vorliegenden Fall nicht zu entscheiden, da für die im Ausland 
getätigten Stillhaltergeschäfte der Klägerin keine Kapitalertragsteuer einbehalten wurde. Die in dem BMF-Schreiben 
in BStBl I 2022, 742 vorgesehene Aufteilung der Stillhalter-/Glattstellungsgeschäfte in einen Zu- und 
Abflusstatbestand i.S. des § 11 EStG widerspricht jedoch der vom Senat dargelegten Lösung auch für Fälle, in denen 
Kapitalertragsteuer im Inland einzubehalten wäre.
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2. Die Sache ist spruchreif. Gemäß § 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO kann der BFH in der Sache selbst entscheiden und 
gibt der Klage statt. Gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 11 Halbsatz 2 EStG sind die von der Klägerin im Streitjahr getätigten 
Aufwendungen in Höhe von 234.046,55 € und 119.065,83 € aus den Glattstellungsgeschäften 1 entgegen der 
Festsetzung im angefochtenen Einkommensteuerbescheid nicht im Streitjahr anzusetzen, da die jeweiligen 
Stillhalterprämien bereits im Jahr 2012 bezogen wurden und die betreffenden Aufwendungen dementsprechend 
ebenfalls im Jahr 2012 abzuziehen sind. Dagegen sind nach dieser Vorschrift die von der Klägerin im Jahr 2014 
getätigten Aufwendungen in Höhe von 571.490,13 € und 380.427,66 € aus den Glattstellungsgeschäften 2 von den 
im Streitjahr bezogenen Einnahmen aus Stillhalterprämien abzuziehen. Die sich danach im Streitjahr ergebenden 
negativen Einkünfte aus Stillhalterprämien in Höhe von 279.158 € sind mit den (weiteren) positiven Kapitalerträgen 
der Klägerin von 1.907 € gemäß § 20 Abs. 6 Satz 1 EStG zu verrechnen. Somit ergeben sich im Streitjahr nicht 
ausgeglichene Verluste der Klägerin aus Kapitalvermögen, die dem gesonderten Tarif gemäß § 32d Abs. 1 EStG 
unterliegen, in Höhe von 277.251 €. Diese sind nach § 20 Abs. 6 Satz 3 i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG gesondert 
festzustellen und mindern nach § 20 Abs. 6 Satz 2 EStG die Kapitaleinkünfte, die die Klägerin in den folgenden 
Veranlagungszeiträumen aus Kapitalvermögen erzielt.
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3. Da Verluste aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 1 EStG nicht mit Einkünften aus anderen 
Einkunftsarten ausgeglichen werden dürfen, wird die Einkommensteuer auf den vom FA hinsichtlich der Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb und aus selbständiger Arbeit ermittelten Betrag in Höhe von ... € festgesetzt.


21


4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.22








Urteil vom 04. August 2022, VI R 35/20 
Kein Werbungskostenabzug für Familienheimfahrten bei Zuzahlungen an den Arbeitgeber für die Nutzungsüberlassung 
eines Dienstwagens


ECLI:DE:BFH:2022:U.040822.VIR35.20.0


BFH VI. Senat


EStG § 8 Abs 2 S 5 Halbs 2, EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 5 S 1, EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 5 S 5, EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 5 S 6, EStG § 9 
Abs 1 S 3 Nr 5 S 8, EStG § 19, EStG VZ 2016 


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht , 08. Juli 2020, Az: 9 K 78/19


Leitsätze


Nutzt der Arbeitnehmer ein ihm von seinem Arbeitgeber auch zur außerdienstlichen Nutzung überlassenes Kfz für 
Familienheimfahrten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung, so scheidet ein Werbungskostenabzug auch dann aus, 
wenn der Arbeitnehmer hierfür ein Nutzungsentgelt leisten muss oder individuelle Kfz-Kosten zu tragen hat.


Tenor


Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 08.07.2020 - 9 K 78/19 wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) erzielte im Streitjahr (2016) u.a. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. 
Seinen Lebensmittelpunkt hatte er in A. Aus beruflichen Gründen unterhielt er in B bzw. in C einen zweiten Haushalt 
am Beschäftigungsort.


1


Der Kläger verfügte auch für private Fahrten, für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie für 
Familienheimfahrten im Rahmen der doppelten Haushaltsführung (außerdienstliche Fahrten) über ein Fahrzeug (Kfz) 
seines Arbeitgebers, für das er pauschale (0,5 % der unverbindlichen Kaufpreisempfehlung) und kilometerabhängige 
Zuzahlungen an diesen zu leisten hatte. In diesem Zusammenhang stand dem Kläger eine Tankkarte des 
Arbeitgebers zur Verfügung. Für die Nutzung der Tankkarte für außerdienstliche Fahrten zahlte der Kläger 0,10 € (bis 
Mai 2016) bzw. 0,09 € (ab Juni 2016) pro gefahrenen Kilometer an seinen Arbeitgeber.


2


Im Rahmen der monatlichen Lohnabrechnungen brachte der Arbeitgeber die pauschale Zuzahlung in Höhe von 0,5 % 
sowie die monatlich einbehaltene Pauschale für die außerdienstliche Nutzung der Tankkarte (auf Grundlage von 
prognostizierten 3.750 km = 375 € bzw. ab Juni 2016  337,50 €) vom ermittelten geldwerten Vorteil für die Kfz-
Nutzung (1 % des Bruttolistenpreises zuzüglich Zuschlag für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte) 
in Abzug. Im Januar 2016 erfolgte zudem eine Kilometerabrechnung der tatsächlich außerdienstlich gefahrenen 
Kilometer für das Vorjahr und daraufhin eine Nacherhebung für die Nutzung der Tankkarte in Höhe von 558,30 €. 
Dieser Betrag wurde bei der Berechnung des zu versteuernden geldwerten Vorteils im Januar 2016 mindernd in 


3







Abzug gebracht. Zuzahlungsüberhänge in einzelnen Monaten wurden aus technischen Gründen nicht auf 
Folgemonate übertragen.


Danach stellten sich die Versteuerung des Nutzungswerts und die Behandlung der Zuzahlungen im Streitjahr wie 
folgt dar:


bis 30.04.2016


Bruttolistenpreis              42.600,00 €


Entfernung Zweitwohnung – erste Tätigkeitsstätte 28 km 


geldwerter Vorteil für Privatnutzung 426,00 €


geldwerter Vorteil für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 357,84 €


geldwerter Vorteil gesamt 783,84 €


abzgl. tarifliche Zuzahlung 213,00 €


abzgl. prognostizierte Tankkosten/Monat 375,00 €


verbleibender geldwerter Vorteil 195,84 €


Der verbleibende geldwerte Vorteil von 195,84 € im Januar 2016 wurde durch die in diesem Monat 
geleistete Nachzahlung von 558,30 € auf 0 € gemindert.


Mai 2016


Bruttolistenpreis 42.600,00 €


Entfernung Zweitwohnung – erste Tätigkeitsstätte 2 km   


geldwerter Vorteil für Privatnutzung 426,00 €


geldwerter Vorteil für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte     25,56 €


geldwerter Vorteil gesamt 451,56 €


abzgl. tarifliche Zuzahlung 213,00 €


abzgl. prognostizierte Tankkosten/Monat    375,00 €


verbleibender geldwerter Vorteil /


ab Juni 2016


Bruttolistenpreis 42.300,00 €


Entfernung Zweitwohnung – erste Tätigkeitsstätte 2 km   


geldwerter Vorteil für Privatnutzung 423,00 €


geldwerter Vorteil für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte     25,38 €


geldwerter Vorteil gesamt 448,38 €


abzgl. tarifliche Zuzahlung 211,50 €


abzgl. prognostizierte Tankkosten/Monat    337,50 €


verbleibender geldwerter Vorteil /
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Entscheidungsgründe


II.


Mit der Einkommensteuererklärung 2016 erklärte der Kläger im Zusammenhang mit den Aufwendungen der 
doppelten Haushaltsführung u.a. Familienheimfahrten wie folgt als Werbungskosten:


Fahrtkosten bis 31.05.2016


16 Fahrten x 382 km x 0,10 € x 2            1.222,40 €


Fahrtkosten ab 01.06.2016


15 Fahrten x 382 km x 0,09 € x 2 1.031,40 €


Insgesamt 2.253,80 €


Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) erkannte die Aufwendungen auch im Einspruchsverfahren 
nicht an.


6


Das Finanzgericht (FG) gab der Klage teilweise statt. Der vom FA angesetzte Arbeitslohn sei insoweit zu mindern, als 
dort ein verbleibender geldwerter Vorteil aus der außerdienstlichen Nutzung des überlassenen Dienstwagens in 
Höhe von 587,52 € (je 195,84 € in den Monaten Februar bis April 2016) als Arbeitslohn erfasst worden sei. Im 
Übrigen wies es die Klage aus den in Entscheidungen der Finanzgerichte 2020, 1416 veröffentlichten Gründen ab.
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Mit der Revision rügt der Kläger die Verletzung materiellen Rechts.8


Er beantragt,
den Einkommensteuerbescheid 2016 vom 05.07.2018 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 25.02.2019 
dahingehend zu ändern, dass bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit weitere Werbungskosten in Höhe von 
2.253,80 € berücksichtigt werden.


9


Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


10


Das Bundesministerium der Finanzen ist dem Rechtsstreit beigetreten. Einen Antrag hat es nicht gestellt.11


Die Revision ist unbegründet und deshalb zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG 
hat den geltend gemachten Werbungskostenabzug für die Familienheimfahrten des Klägers zu Recht verneint.
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1. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) sind notwendige Mehraufwendungen, 
die einem Arbeitnehmer wegen einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung entstehen, 
Werbungskosten. Aufwendungen für die Wege vom Ort der ersten Tätigkeitsstätte zum Ort des eigenen Hausstandes 
und zurück (Familienheimfahrt) können jeweils nur für eine Familienheimfahrt wöchentlich abgezogen werden (§ 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 5 EStG). Zur Abgeltung der Aufwendungen für eine Familienheimfahrt ist nach § 9 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 5 Satz 6 EStG eine Entfernungspauschale von 0,30 € für jeden vollen Kilometer der Entfernung zwischen 


13







dem Ort des eigenen Hausstandes und dem Ort der ersten Tätigkeitsstätte anzusetzen. Aufwendungen für 
Familienheimfahrten mit einem dem Steuerpflichtigen im Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kfz werden 
gemäß § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 8 EStG nicht berücksichtigt.


Korrespondierend zu dem in § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 8 EStG normierten Ausschluss des Werbungskostenabzugs 
im Fall eines dem Steuerpflichtigen im Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kfz (s. hierzu Senatsurteil vom 
28.02.2013 - VI R 33/11, BFHE 240, 342, BStBl II 2013, 629, Rz 13) verzichtet der Gesetzgeber gemäß § 8 Abs. 2 
Satz 5 Halbsatz 2 EStG auf den Ansatz eines geldwerten Vorteils in Gestalt eines Zuschlags für eine wöchentliche 
Familienheimfahrt in Höhe von 0,002 % des Listenpreises zur 1 %-Regelung (s. hierzu Senatsurteil vom 04.04.2008 - 
VI R 85/04, BFHE 221, 11, BStBl II 2008, 887, unter II.2.b).
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Das "Abzugsverbot" rechtfertigt sich demnach aus dem Umstand, dass § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 8 EStG und § 8 
Abs. 2 Satz 5 Halbsatz 2 EStG in einem korrespondierenden Verhältnis zueinander stehen (BTDrucks 13/1686, S. 9 zu 
§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 4 EStG a.F.), indem § 8 Abs. 2 Satz 5 Halbsatz 2 EStG keinen Vorteil in Höhe von 0,002 % 
des Listenpreises pro Entfernungskilometer für solche Familienheimfahrten ansetzt, für die ein Abzug von 
Werbungskosten nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 5 EStG in Betracht kommt. Damit soll eine "Doppelbegünstigung" 
verhindert werden (Geserich in Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG, § 9 Rz G 170).
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2. Das FG hat hiernach zutreffend entschieden, dass der vom Kläger geltend gemachte Abzug für seine 
Familienheimfahrten gemäß § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 8 EStG ausscheidet.
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a) Nach den bindenden Feststellungen der Vorinstanz (§ 118 Abs. 2 FGO) hat der Arbeitgeber des Klägers diesem im 
Streitjahr ein Kfz überlassen, das dieser sowohl für private Fahrten als auch für die Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte sowie für seine Familienheimfahrten im Rahmen der doppelten Haushaltsführung nutzen 
durfte. Im Gegenzug musste der Kläger eine pauschale Zuzahlung in Höhe von 0,5 % der unverbindlichen 
Kaufpreisempfehlung leisten und für die ihm von seinem Arbeitgeber überlassene Tankkarte pro gefahrenem 
Kilometer für einen der vorgenannten Zwecke 0,10 € (bis Mai 2016) bzw. 0,09 € (ab Juni 2016) entrichten.
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b) Bei dieser Sachlage scheidet ein Werbungskostenabzug für die wöchentlichen Familienheimfahrten des Klägers 
nach dem eindeutigen Wortlaut des Gesetzes aus.
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§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 8 EStG ordnet den Ausschluss des Werbungskostenabzugs pauschal für jedwede 
Überlassung eines Kfz im Rahmen einer Einkunftsart an. Ob der Arbeitnehmer für die Nutzung des ihm von seinem 
Arbeitgeber (auch) für die (wöchentlichen) Familienheimfahrten im Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kfz ein 
Entgelt entrichten muss, ist insoweit ohne Bedeutung. Die Vorschrift begrenzt allgemein den Werbungskostenabzug, 
soweit der Steuerpflichtige für seine Familienheimfahrten ein vom Arbeitgeber überlassenes Kfz nutzt und bei ihm 
dafür gemäß § 8 Abs. 2 Satz 5 Halbsatz 2 EStG kein geldwerter Vorteil und somit auch keine Einnahmen anzusetzen 
sind.
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3. Dies entspricht auch der Rechtsprechung des Senats zur steuerlichen Berücksichtigung eines vom Arbeitnehmer 
selbst getragenen Nutzungsentgelts (Urteil vom 30.11.2016 - VI R 49/14, BFHE 256, 107, BStBl II 2017, 1011) sowie 
der von diesem getragenen individuellen Fahrzeugkosten (wie beispielsweise Kraftstoffkosten, Urteil vom 
30.11.2016 - VI R 2/15, BFHE 256, 116, BStBl II 2017, 1014).
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a) Die Überlassung eines betrieblichen PKW durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer für dessen Privatnutzung, 
für die Nutzung zu Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie für Familienheimfahrten im Rahmen 
einer doppelten Haushaltsführung führt zu einer Bereicherung des Arbeitnehmers und damit zum Zufluss von 
Arbeitslohn i.S. von § 19 EStG (z.B. Senatsurteil in BFHE 256, 107, BStBl II 2017, 1011, Rz 16, m.w.N.). Steht der 
Vorteil dem Grunde nach fest, ist dieser nach § 8 Abs. 2 Sätze 2 bis 5 EStG i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG 
entweder nach der 1 %-Regelung oder nach der Fahrtenbuchmethode zu bewerten (Senatsurteil in BFHE 256, 116, 
BStBl II 2017, 1014, Rz 11, m.w.N.).


b) Zahlt der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber für die Nutzung zu privaten Fahrten, zu Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte sowie zu Familienheimfahrten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung eines 
betrieblichen Kfz ein Nutzungsentgelt, mindert dies den Wert des geldwerten Vorteils aus der Nutzungsüberlassung. 
Denn insoweit fehlt es an einer Bereicherung des Arbeitnehmers und damit an einer Grundvoraussetzung für das 
Vorliegen von Arbeitslohn i.S. des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. In Höhe des Nutzungsentgelts wendet der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer keinen Vorteil zu; der Arbeitnehmer wird durch die Zahlung des Nutzungsentgelts 
nicht bereichert, sondern vielmehr endgültig belastet (Senatsurteil in BFHE 256, 107, BStBl II 2017, 1011, Rz 26, 
m.w.N.). Das gilt gleichermaßen, wenn der Arbeitnehmer im Rahmen der vorgenannten außerdienstlichen Nutzungen 
einzelne (individuelle) Kosten --wie z.B. Kraftstoffkosten-- des betrieblichen PKW trägt (s. Senatsurteil in BFHE 256, 
116, BStBl II 2017, 1014, Rz 14 ff.).
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c) Das Nutzungsentgelt sowie vom Arbeitnehmer getragene individuelle Kfz-Kosten mindern folglich bereits auf der 
Einnahmeseite den Vorteil aus der Überlassung des Dienstwagens zu privaten Fahrten, zu Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie für die Familienheimfahrten im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung, soweit letzterer nicht ohnehin gemäß § 8 Abs. 2 Satz 5 Halbsatz 2 EStG außer Ansatz bleibt. Der 
steuerbare Vorteil des Arbeitnehmers, den ihm der Arbeitgeber mit der Überlassung des Dienstwagens einräumt, 
besteht lediglich in der Differenz zwischen dem Wert der Nutzungsüberlassung und den vom Arbeitnehmer 
getragenen Aufwendungen (s. Senatsurteil in BFHE 256, 116, BStBl II 2017, 1014, Rz 13).
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d) Übersteigen die Eigenleistungen des Arbeitnehmers den Nutzungsvorteil, führt der übersteigende Betrag weder zu 
negativem Arbeitslohn noch zu Werbungskosten (Senatsurteile in BFHE 256, 116, BStBl II 2017, 1014, Rz 19, und 
ausführlich in BFHE 256, 107, BStBl II 2017, 1011, Rz 28 ff.).
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4. Bei Familienheimfahrten mit einem im Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kfz verzichtet der Gesetzgeber 
unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 Satz 5 Halbsatz 2 EStG nach den vorstehenden Ausführungen von 
vornherein auf den Ansatz eines (weiteren) geldwerten Vorteils und schließt korrespondierend damit den 
Werbungskostenabzug gemäß § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 8 EStG aus. Gleichwohl ist der geldwerte Vorteil für die 
Überlassung des Kfz zu Privatfahrten sowie zu Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte um die von 
dem Steuerpflichtigen getätigten Zuzahlungen auch insoweit zu mindern, als diese auf die Familienheimfahrten 
entfallen.
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a) Das FG hat demzufolge zu Recht entschieden, dass der Vorteil des Klägers aus der Überlassung des betrieblichen 
Kfz durch den Arbeitgeber für private Fahrten sowie für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte im 
Streitfall nach § 8 Abs. 2 Satz 5 Halbsatz 2 EStG nicht um einen Vorteil für die wöchentlichen Familienheimfahrten 
zu erhöhen ist. Denn entgegen der Ansicht des Klägers gelten der korrespondierende Verzicht auf den Ansatz eines 
geldwerten Vorteils und der Ausschluss vom Werbungskostenabzug nicht nur im Fall der unentgeltlichen 
Dienstwagenüberlassung, sondern auch bei (teil-)entgeltlicher Überlassung (ebenso Schmidt/Krüger, EStG, 41. Aufl., 
§ 9 Rz 250; Brandis/Heuermann/Thürmer, § 9 EStG Rz 396; a.A. Hillmoth in Lippross/Seibel, Basiskommentar 
Steuerrecht, Stand [106. Lfg. 02.2018] § 9 EStG Rz 483; Wagner, Lohnsteuer, G Rz 1087; Zieglmaier, Neue 
Wirtschafts-Briefe 2020, 2792).
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  Download als PDF [www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/pdf/STRE202210173?
type=1646225765]


b) Das FG hat zudem zutreffend darauf erkannt, dass der --nach der 1 %-Regelung zuzüglich des Zuschlags von 
0,03 % für die Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte bewertete-- (verbliebene) Vorteil (Monate 
Februar bis April 2016) aus der Kfz-Überlassung auf der Einnahmeseite um die im Lohnsteuerabzugsverfahren 
(teilweise) noch nicht berücksichtigten Aufwendungen des Klägers für die in den Monaten Januar und Mai bis 
Dezember 2016 getragenen "überschießenden" Kosten für die Nutzung der Tankkarte zu mindern ist. Dies hat im 
Ergebnis zur Folge, dass der Kläger im Streitjahr keinen Vorteil aus der Dienstwagenüberlassung zu versteuern hat. 
Dies steht zwischen den Beteiligten auch nicht in Streit, so dass der erkennende Senat insoweit von einer weiteren 
Begründung absieht, zumal das FA gegen die Vorentscheidung auch keine Revision eingelegt hat.
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5. Der von dem Kläger begehrte Werbungskostenabzug scheidet daher auch deshalb aus, weil --was dieser 
übersieht-- nicht nur das pauschale Nutzungsentgelt, sondern auch die von ihm getragenen individuellen Kosten für 
die Nutzung der Tankkarte, insbesondere auch für die Familienheimfahrten, bereits auf der Einnahmeseite den 
Vorteil aus der Überlassung des Dienstwagens im Streitjahr auf 0 € gemindert haben und folglich auch aus diesem 
Grund nicht (nochmals) als Werbungskosten (Familienheimfahrten) bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
abgezogen werden können (vgl. Senatsurteil in BFHE 256, 107, BStBl II 2017, 1011, Rz 34).
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Soweit der Kläger meint, er sei gegenüber denjenigen Arbeitnehmern benachteiligt, die beispielsweise ein vom 
Ehepartner überlassenes Kfz für die Familienheimfahrten nutzen könnten oder den PKW von einem Dritten über ein 
"Kilometerleasing" finanzierten, übersieht er, dass es sich insoweit um andere Sachverhalte handelt, die 
insbesondere auch keine lohnsteuerbare Bereicherung (Zufluss von Arbeitslohn i.S. von § 19 EStG) bewirken.
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6. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.30








Urteil vom 30. Juni 2022, V R 25/21 
Fahrzeugüberlassung an Arbeitnehmer zu privaten Zwecken als tauschähnlicher Umsatz


ECLI:DE:BFH:2022:U.300622.VR25.21.0


BFH V. Senat


EGRL 112/2006 Art 2 Abs 1 Buchst c, EGRL 112/2006 Art 56 Abs 2 UAbs 1, UStG § 1 Abs 1 Nr 1 S 1, UStG § 3 Abs 12 S 2, 
UStG § 3a Abs 3 Nr 2 S 3, UStG § 10 Abs 2 S 2, UStG § 10 Abs 5, UStG VZ 2013 , UStG VZ 2014 , UStAE Abschn 15.23 Abs 9 
S 2, UStAE Abschn 15.23 Abs 9 S 3, AEUV Art 267, FGO § 96 Abs 1 S 1, EGRL 112/2006 Art 398 


vorgehend Finanzgericht des Saarlandes , 18. März 2019, Az: 1 K 1208/16


Leitsätze


Der für einen steuerbaren Umsatz erforderliche unmittelbare Zusammenhang zwischen der Fahrzeugüberlassung an einen 
Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen zu privaten Zwecken und der (teilweisen) Arbeitsleistung liegt jedenfalls dann vor, 
wenn die Fahrzeugüberlassung individuell arbeitsvertraglich vereinbart ist und tatsächlich in Anspruch genommen wird 
(Folgeentscheidung zum EuGH-Urteil Finanzamt Saarbrücken vom 20.01.2021 - C-288/19, EU:C:2021:32).


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts des Saarlandes vom 29.07.2021 - 1 K 1034/21 
aufgehoben.


Die Klage wird abgewiesen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


Die Beteiligten streiten über die Steuerbarkeit der Überlassung von Fahrzeugen zur privaten Nutzung in den Jahren 
2013 und 2014 (Streitjahre).
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Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) ist eine Aktiengesellschaft luxemburgischen Rechts mit Sitz und 
Geschäftsleitung im Großherzogtum Luxemburg (Luxemburg). Unternehmensgegenstand der Klägerin ist das Halten 
und Verwalten von Kapitalanlagen. Sie unterhielt in den Streitjahren keine feste Niederlassung im Inland.
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Die Klägerin überließ ihren beiden im Inland wohnenden Angestellten PS (in 2013 und 2014) und FL (ab Februar 
2014) jeweils ein zum Unternehmensvermögen gehörendes, von ihr geleastes Firmenfahrzeug, das PS und FL auch 
für Privatfahrten verwenden konnten. Mit PS vereinbarte die Klägerin eine Eigenbeteiligung von 2.640 € jährlich, die 
sie aber aufgrund einer vorzeitigen Auflösung des Arbeitsverhältnisses nicht einforderte. Vom Gehalt des FL behielt 
die Klägerin 5.688 € ein, da die für das Dienstfahrzeug zu zahlende Leasingrate insoweit das mit dem Mitarbeiter für 
die Überlassung von Dienstwagen vereinbarte Budget (700 €) überschritt. Zudem bestand eine gesonderte 
Dienstwagenvereinbarung.
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In Luxemburg wurde weder die Fahrzeugüberlassung besteuert noch kam es dort zu einem Vorsteuerabzug.4


Die Klägerin reichte beim Beklagten und Revisionskläger (Finanzamt --FA--) Umsatzsteuererklärungen für die 
Streitjahre ein, in denen sie für die beiden Fahrzeugüberlassungen sonstige Leistungen im Inland ab Juli 2013 mit 
einer Bemessungsgrundlage von 7.904 € (2013) und von 20.767 € (2014) zum Regelsteuersatz anmeldete. Dies 
ermittelte die Klägerin nach der einkommensteuerrechtlichen 1 %-Regelung für private Fahrten nebst Zuschlägen für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte/erster Tätigkeitsstätte und für Familienheimfahrten. Gegen die zu 
Vorbehaltsfestsetzungen führenden Umsatzsteuererklärungen legte die Klägerin erfolglos Einspruch ein.
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Im finanzgerichtlichen Verfahren richtete das Finanzgericht (FG) ein in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 
2019, 986 veröffentlichtes Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) mit 
folgender Frage:


"Ist Art. 56 Abs. 2 MwStSystRL [Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (Amtsblatt der Europäischen Union --ABlEU-- 2006, Nr. L 347, 1) in der durch die 
Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 12.02.2008 (ABlEU 2008, Nr. L 44, 11) geänderten Fassung] dahin 
auszulegen, dass mit "Vermietung eines Beförderungsmittels an Nichtsteuerpflichtige" auch die Überlassung 
eines dem Unternehmen eines Steuerpflichtigen zugeordneten Fahrzeugs (Firmenfahrzeug) an sein Personal 
zu verstehen ist, wenn dieses dafür kein Entgelt leistet, das nicht in seiner (teilweisen) Arbeitsleistung 
besteht, also keine Zahlung erbringt, keinen Teil seiner Barvergütung dafür verwendet und auch nicht nach 
einer Vereinbarung zwischen den Parteien, wonach der Anspruch auf Nutzung des Firmenfahrzeugs mit dem 
Verzicht auf andere Vorteile verbunden ist, zwischen verschiedenen vom Steuerpflichtigen angebotenen 
Vorteilen wählt?"
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Hierauf antwortete der EuGH mit Urteil Finanzamt Saarbrücken vom 20.01.2021 - C-288/19 (EU:C:2021:32) wie folgt:


"Art. 56 Abs. 2 Unterabs. 1 [MwStSystRL] ist dahin auszulegen, dass die Überlassung eines dem Unternehmen 
des Steuerpflichtigen zugeordneten Fahrzeugs an dessen Arbeitnehmer nicht in den Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie fällt, wenn dieser Umsatz keine Dienstleistung gegen Entgelt im Sinne ihres Art. 2 Abs. 1 
Buchst. c darstellt. Art. 56 Abs. 2 Unterabs. 1 [MwStSystRL] findet dagegen auf einen solchen Umsatz 
Anwendung, wenn es sich um eine Dienstleistung gegen Entgelt im Sinne ihres Art. 2 Abs. 1 Buchst. c handelt 
und der Arbeitnehmer gegen Zahlung eines Mietzinses für eine vereinbarte Dauer von mehr als 30 Tagen 
dauerhaft über das Recht verfügt, das Fahrzeug zu privaten Zwecken zu benutzen und andere davon 
auszuschließen."
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Im Anschluss hieran gab das FG mit seinem in EFG 2021, 2099 veröffentlichten Urteil der Klage überwiegend statt. 
Die Klägerin habe das Fahrzeug an PS nicht gegen Entgelt überlassen, da PS für die Gebrauchsüberlassung keine 
Zahlung geleistet und hierfür auch keinen Teil seiner Barvergütung verwendet habe. PS habe die 
Fahrzeugüberlassung zudem nicht unter Verzicht auf andere Vorteile unter mehreren angebotenen Vorteilen 
ausgewählt. Auch in der (teilweisen) Arbeitsleistung des PS sei kein Entgelt für die Fahrzeugüberlassung zu sehen. 
Des Weiteren setze ein Mietzins voraus, dass dieser in Geld entrichtet werde und genüge es nicht, dass im Rahmen 
der Einkommensteuer die private Nutzung als geldwerter Vorteil angesehen werde. Demgemäß sei auch die 
Fahrzeugüberlassung an FL nur in Höhe des Einbehalts in Höhe von 5.688 € brutto im Inland steuerbar. Die sog. 
Mindestbemessungsgrundlage sei nicht anzuwenden.
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Hiergegen wendet sich das FA mit der Revision. Das Urteil des FG verletze § 3a Abs. 3 Nr. 2 Satz 3 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG). Nach der Rechtsprechung des EuGH könne die Arbeitsleistung eines Arbeitnehmers 
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Entscheidungsgründe


II.


eine Vergütung für Zuwendungen des Arbeitgebers darstellen. Der EuGH habe sich hierzu in seinem den Streitfall 
betreffenden Urteil nur aufgrund der Fragestellung des FG nicht geäußert. Die Fahrzeugüberlassung zu privaten 
Zwecken sei als Vergütungsbestandteil anzusehen, weshalb die anteilige Arbeitsleistung im Rahmen eines 
tauschähnlichen Umsatzes ein Entgelt für die Fahrzeugüberlassung darstelle. Soweit das FG eine Entgeltlichkeit für 
die Fahrzeugüberlassung an FL nur in Höhe der Zuzahlung annehme, sei die Mindestbemessungsgrundlage nach 
§ 10 Abs. 5 UStG jedenfalls dann anzuwenden, wenn die Nichtsteuerbarkeit einer unentgeltlichen 
Fahrzeugüberlassung --wie hier nach Auffassung des FG-- allein auf der Ortsbestimmung beruhe.


Das FA beantragt,
   das Urteil des FG aufzuheben und die Klage abzuweisen.
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Die Klägerin beantragt,
   die Revision zurückzuweisen.
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Die Klägerin ist der Ansicht, dass die Voraussetzungen für die Umsatzbesteuerung der Fahrzeugüberlassung im 
Inland über den Umfang hinaus, der vom FG entschieden wurde, nicht vorlägen und verweist insbesondere auf das 
im Streitfall ergangene EuGH-Urteil. Der EuGH habe für den hier zu entscheidenden Fall insoweit eine Entgeltlichkeit 
verneint.
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Die Revision des FA ist begründet. Das Urteil des FG ist aufzuheben und die Klage abzuweisen (§ 126 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG hat rechtsfehlerhaft einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen 
der Fahrzeugüberlassung und der teilweisen Arbeitsleistung im Rahmen eines tauschähnlichen Umsatzes (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 1, § 3 Abs. 12 Satz 2 UStG) verneint. Die Sache ist spruchreif. Die Fahrzeugüberlassung ist als Vermietung 
eines Beförderungsmittels im Inland gemäß § 3a Abs. 3 Nr. 2 Satz 3 UStG steuerbar. Die in den 
Umsatzsteuererklärungen der Klägerin erklärten Beträge sind als Bemessungsgrundlage anzusetzen.
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1. Das FG hat eine "entgeltliche Vermietung" rechtsfehlerhaft verneint.14


a) Ob der Unternehmer sonstige Leistungen gegen Entgelt erbringt, bestimmt sich nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG 
unter Berücksichtigung von Art. 2 Abs. 1 Buchst. c MwStSystRL.


15


aa) Nach ständiger Rechtsprechung des EuGH und des Bundesfinanzhofs (BFH) werden sonstige Leistungen nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG gegen Entgelt ausgeführt und unterliegen Dienstleistungen, die gemäß Art. 2 Abs. 1 
Buchst. c MwStSystRL gegen Entgelt erbracht werden, der Mehrwertsteuer, wenn zwischen einer Leistung und einem 
erhaltenen Gegenwert ein unmittelbarer Zusammenhang besteht und sich dieser Zusammenhang aus einem 
Rechtsverhältnis zwischen Leistendem und Leistungsempfänger ergibt, in dessen Rahmen gegenseitige Leistungen 
ausgetauscht werden, wobei die Vergütung den Gegenwert für die dem Leistungsempfänger erbrachte bestimmbare 
Leistung bildet (z.B. EuGH-Urteil MEO - Serviços de Comunicações e Multimédia vom 22.11.2018 - C-295/17, 
EU:C:2018:942, Rz 39; BFH-Beschluss vom 12.11.2020 - V R 22/19, BFHE 271, 279, BStBl II 2021, 544, Rz 16).
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bb) Nach § 3 Abs. 12 Satz 2 UStG handelt es sich auf dieser Grundlage um einen tauschähnlichen Umsatz, wenn das 
Entgelt für eine sonstige Leistung in einer Lieferung oder sonstigen Leistung besteht, die als tauschähnlicher Umsatz 
mit Baraufgabe auch mit einer Barzahlung verbunden werden können (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 31.07.2008 - 
V R 74/05, BFH/NV 2009, 226, unter II.2.a).
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cc) Obwohl die MwStSystRL keine § 3 Abs. 12 UStG entsprechende Bestimmung enthält, sind Gegenleistungen in 
Form von Geldzahlungen und in Form von Sachleistungen auch unionsrechtlich nach der Rechtsprechung des EuGH 
gleich zu behandeln, wobei es genügt, dass die Gegenleistung in Geld ausgedrückt werden kann (EuGH-Urteile 
Goldsmiths vom 03.07.1997 - C-330/95, EU:C:1997:339, Rz 23, und Orfey vom 19.12.2012 - C-549/11, EU:C:2012:832, 
Rz 35 und 44; vgl. auch EuGH-Urteil Mitteldeutsche Hartstein-Industrie vom 16.09.2020 - C-528/19, EU:C:2020:712, 
Rz 44 f.). Dementsprechend kann die Gegenleistung für eine Lieferung in einer Dienstleistung bestehen und 
Besteuerungsgrundlage der Lieferung sein, wenn ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Lieferung und der 
Dienstleistung besteht und wenn der Wert der Dienstleistung in Geld ausgedrückt werden kann (EuGH-Urteile 
Naturally Yours Cosmetics vom 23.11.1988 - C-230/87, EU:C:1988:508, Rz 11, 12 und 16; Empire Stores vom 
02.06.1994 - C-33/93, EU:C:1994:225, Rz 12; Bertelsmann vom 03.07.2001 - C-380/99, EU:C:2001:372, Rz 17; A vom 
10.01.2019 - C-410/17, EU:C:2019:12, Rz 35 f.). Gleiches gilt, wenn eine Dienstleistung gegen eine andere 
Dienstleistung getauscht wird, sofern genau diese Voraussetzungen erfüllt sind (EuGH-Urteil Serebryannay vek vom 
26.09.2013 - C-283/12, EU:C:2013:599, Rz 38).
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b) Dies hat das FG bei seinem Urteil nicht beachtet.19


aa) Seine Auffassung, es liege kein tauschähnlicher Umsatz vor, begründet das FG unter I.3.1.2.2. seiner Entscheidung 
letztlich damit, dass der EuGH in dem auf Ersuchen durch das FG ergangenen Urteil, Rz 31, eine Entgeltlichkeit nur in 
drei Fällen angenommen habe und in Rz 43 zudem ausgeführt habe, dass es unerheblich sei, ob "im Rahmen der 
Einkommensteuer die private Nutzung des dem in Rede stehenden Unternehmen zugeordneten Gegenstands als ein 
quantifizierbarer geldwerter Vorteil und somit in gewisser Weise als ein Teil der Vergütung angesehen wird, auf die 
der Begünstigte als Gegenleistung für die Zurverfügungstellung des fraglichen Gegenstands verzichtet hat".
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bb) Beides entspricht weder formal noch inhaltlich der EuGH-Rechtsprechung, nach der sich ein Entgelt auch aus 
einer Sachleistung ergeben kann (s. oben II.1.a cc).
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Zudem bezieht sich der EuGH in Rz 31 seines Urteils lediglich auf die Vorlagefrage des FG, bei der der 
tauschähnliche Umsatz unerwähnt blieb. Der Umstand, dass der EuGH die ihm vom FG unterbreitete Fragestellung 
nicht von sich aus um den Aspekt eines Sachentgelts erweitert hat, deutet aber nicht darauf hin, dass er nunmehr 
entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung entscheidet. Damit ergibt sich der Rechtsfehler des FG daraus, dass es 
bei seinem Vorabentscheidungsersuchen die Unentgeltlichkeit der Fahrzeugüberlassung unterstellt (Neeser, 
Umsatzsteuer- und Verkehrsteuer-Recht --UVR-- 2021, 189, 190), ohne dem EuGH eine Auslegungsfrage zur 
Arbeitsleistung als Sachentgelt zu unterbreiten, um dann das Stillschweigen des EuGH zu einer nicht gestellten 
Frage als Antwort und dabei als Ablehnung des Sachentgelts im Rahmen eines tauschähnlichen Umsatzes anzusehen 
(Marzinowski/Möser, Mehrwertsteuerrecht 2022, 93, 97). Eine derartige Ablehnung ergibt sich entgegen der vom FG 
vertretenen Auffassung auch nicht aus den --positiv formulierten-- Fällen einer Entgeltlichkeit in den Leitlinien des 
nach Art. 398 MwStSystRL eingesetzten Mehrwertsteuerausschusses (101. Sitzung vom 20.10.2014, 
Dokument H - taxud.c.1[2015]721834 - 832), da diesen nicht zu entnehmen ist, dass es sich um eine abschließende 
Aufzählung handeln könnte, die eine Entgeltlichkeit in anderen Fällen ausschließt.
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Weiter ergibt sich aus der Unerheblichkeit der einkommensteuerrechtlichen Beurteilung geldwerter Vorteile nichts 
für die Frage, ob aufgrund eines umsatzsteuerrechtlich zu würdigenden unmittelbaren Zusammenhangs eine 
Sachleistung des Empfängers als Entgelt für eine an diesen erbrachte Leistung anzusehen ist.


Daher schließt sich der Senat der im Schrifttum vertretenen Auffassung nicht an, dass ein tauschähnlicher Umsatz 
ausgeschlossen sei, wenn nur die Arbeitsleistung als Entgelt für die Fahrzeugüberlassung in Frage komme (so 
Montfort, Umsatzsteuer-Rundschau 2021, 150, 152, im Hinblick auf die "Verneinung der Entgeltlichkeit in Rz. 32 [des 
EuGH-Urteils] i.Z.m. der Vorlagefrage"; Detmering/Haack, Deutsches Steuerrecht 2022, 71, 72; Muche/Trinks, Neue 
Wirtschafts-Briefe 2021, 540; ebenso wohl Bunjes/Korn, UStG, 21. Aufl., § 3a Rz 52; vgl. aber differenzierend nach 
einer konkreten Gehaltsauswirkung Heinrichshofen in Wäger, UStG, 2. Aufl., § 3a Rz 146). Gegen die allgemeine 
Ablehnung eines Sachentgelts spricht auch, dass vom nationalen Gericht zu prüfen ist, ob die Überlassung eines dem 
Unternehmen des Steuerpflichtigen zugeordneten Fahrzeugs an dessen Arbeitnehmer eine Dienstleistung gegen 
Entgelt i.S. des Art. 2 Abs. 1 Buchst. c MwStSystRL ist (EuGH-Urteil Finanzamt Saarbrücken, EU:C:2021:32, Rz 32).
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2. Die Sache ist spruchreif im Sinne einer Klageabweisung. Der für einen Umsatz i.S. von § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, § 3 
Abs. 12 Satz 2 UStG erforderliche unmittelbare Zusammenhang zwischen der Fahrzeugüberlassung und der 
(teilweisen) Arbeitsleistung besteht. Die Fahrzeugüberlassung an PS und FL ist im Inland steuerbar. Die in den 
angefochtenen Umsatzsteuererklärungen erklärte Bemessungsgrundlage für diese Umsätze ist nicht zu beanstanden.


25


a) Im Streitfall ist der für einen Umsatz i.S. von § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, § 3 Abs. 12 Satz 2 UStG erforderliche 
unmittelbare Zusammenhang zwischen der Fahrzeugüberlassung an einen Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen zu 
privaten Zwecken und der (teilweisen) Arbeitsleistung zu bejahen.
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aa) Der unmittelbare Zusammenhang ergibt sich regelmäßig daraus, dass die Nutzungsüberlassung im Rahmen eines 
Anstellungsvertrags individuell vereinbart wird (BFH-Urteile vom 18.02.2016 - V R 23/15, BFHE 253, 432, BStBl II 
2016, 496, Rz 24, und vom 06.06.2019 - V R 18/18, BFHE 265, 538, BStBl II 2020, 293, Rz 14; vgl. auch EuGH-Urteil 
Medicom und Maison Patrice Alard vom 18.07.2013 - C-210/11 und C-211/11, EU:C:2013:479, Rz 30, und Neeser, 
UVR 2021, 189, 190; Oldiges, Der Betrieb 2021, 588, 590, und von Streit, Der EU-Umsatz-Steuer-Berater 2021, 21, 
24 f.). Demgegenüber genügt der bloße Zusammenhang mit einem Dienstverhältnis nicht. Ebenso ist die 
einkommensteuerrechtliche Beurteilung ohne Bedeutung (EuGH-Urteil Finanzamt Saarbrücken, EU:C:2021:32, Rz 43; 
BFH-Urteil in BFHE 265, 538, BStBl II 2020, 293, Rz 14).
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bb) Im Streitfall ist danach der erforderliche unmittelbare Zusammenhang zwischen der Fahrzeugüberlassung und 
der (teilweisen) Arbeitsleistung zu bejahen, da die Klägerin und der jeweilige Angestellte das Recht zur 
Privatnutzung des Dienstfahrzeugs individuell arbeitsvertraglich vereinbart hatten und unter Beachtung der 
wirtschaftlichen Realität davon auszugehen ist, dass von der Zusage dieser Nutzungsmöglichkeit die Entscheidung 
des jeweiligen Angestellten abhing, ob er das Beschäftigungsverhältnis zu den angebotenen oder nur zu anderen 
Bedingungen einging. Damit besteht kein "bloßer", sondern ein das Dienstverhältnis mitprägender Zusammenhang, 
der sich auch nicht lediglich aus einer einkommensteuerrechtlichen Betrachtung ableitet.
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Die Klägerin bot PS und FL als Mitgliedern der Geschäftsführung im Rahmen individueller arbeitsvertraglicher 
Vereinbarungen die Nutzung der Fahrzeuge zu privaten Zwecken aufgrund und für die Dauer der bestehenden 
Arbeitsverhältnisse an und trug die Leasingaufwendungen für diese Fahrzeuge. Mit PS vereinbarte die Klägerin 
arbeitsvertraglich eine Eigenbeteiligung, die nach den vom FG in Bezug genommenen Unterlagen von dessen Brutto-
Tantieme in Abzug gebracht werden sollte. Damit wurde für die Fahrzeugüberlassung an PS ein teilweiser 
Gehaltsverzicht vereinbart. Dass der vereinbarte Abzug aufgrund der vorzeitigen Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
unterblieb, ändert nichts an der zuvor getroffenen Regelung, die nicht mit Rückwirkung aufgehoben werden konnte.
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Die Vergütung, die die Klägerin mit FL in seinem Arbeitsvertrag vereinbarte, enthielt unter 4. (1) in Absatz 3 
ausdrücklich die Überlassung eines Dienstwagens, wobei FL das für den Dienstwagen vorgesehene Budget bis zur 
Lieferung des Fahrzeugs zeitanteilig als Reisekostenzuschuss erhalten sollte. Tatsächlich behielt die Klägerin vom 
Gehalt des FL einen Betrag in Höhe des Teils der Leasingraten ein, um den die monatliche Leasingrate, die FL 
arbeitsvertraglich zustand, überschritten wurde.
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Unerheblich ist, dass der konkrete Umfang der Arbeitsleistung von PS und FL und der ihnen ausgezahlte Barlohn 
unabhängig davon war, ob und in welchem Umfang sie die Fahrzeugüberlassung in Anspruch nahmen. Der Wert der 
jeweiligen anteiligen Arbeitsleistung kann zudem in Geld ausgedrückt werden.
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cc) Für die Frage, ob die Arbeitsleistung im Rahmen eines tauschähnlichen Umsatzes Entgelt für die 
Fahrzeugüberlassung zu privaten Zwecken ist, kommt es --anders als bei der Wertabgabebesteuerung nach § 3 
Abs. 1b UStG und § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG-- nicht darauf an, ob der Klägerin der Vorsteuerabzug aus dem Bezug der 
Fahrzeuge zustand.
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dd) Ob eine entgeltliche Fahrzeugüberlassung bei einer bloß faktischen betrieblichen Übung (vgl. Abschn. 15.23 
Abs. 9 Satz 2 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses --UStAE--) oder in den Fällen anzunehmen ist, in denen das 
Fahrzeug dem Arbeitnehmer faktisch für eine gewisse Dauer und nicht nur gelegentlich zur Privatnutzung überlassen 
wird (Abschn. 15.23 Abs. 9 Satz 3 UStAE), ist vorliegend nicht zu entscheiden.
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b) Der Ort der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung (als langfristige Vermietung eines Beförderungsmittels) liegt 
gemäß § 3a Abs. 3 Nr. 2 Satz 3 UStG in der ab dem 30.06.2013 geltenden Fassung (Art. 10 Nr. 2 Buchst. b, Art. 31 
Abs. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Amtshilferichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher 
Vorschriften --Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz-- vom 26.06.2013, BGBl I 2013, 1809, BStBl I 2013, 802) im 
Inland.
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aa) Die Klägerin hat die Fahrzeuge nicht nur kurzfristig an PS und FL zu privaten Zwecken überlassen. Die 
Möglichkeit der Klägerin, "die Fahrzeugnutzung zu dienstlichen Zwecken vorzugeben", steht dabei der Annahme 
einer Vermietung nicht entgegen, wenn "das Fahrzeug dem Mitarbeiter dauerhaft auch für seinen privaten Bedarf zur 
Verfügung bleibt" (EuGH-Urteil Finanzamt Saarbrücken, EU:C:2021:32, Rz 54), wovon auf der Grundlage der vom FG 
getroffenen Feststellungen und der in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat abgegebenen Erklärungen 
auszugehen ist. Der Umstand, dass die Klägerin die Fahrzeuge geleast hatte, ist unerheblich (EuGH-Urteil Finanzamt 
Saarbrücken, EU:C:2021:32, Rz 51).
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bb) Die Zahlung eines Mietzinses ergibt sich in Form einer Sachvergütung aus der im unmittelbaren Zusammenhang 
mit der Fahrzeugüberlassung zu erbringenden Arbeitsleistung. Dem steht das EuGH-Urteil Medicom und Maison 
Patrice Alard (EU:C:2013:479) nicht entgegen. Zwar ist danach die Zurverfügungstellung eines Teils eines einer 
juristischen Person gehörenden Gebäudes für den privaten Bedarf ihres Geschäftsführers, ohne dass vom 
Begünstigten als Gegenleistung für die Nutzung dieses Gebäudes ein in Geld zu entrichtender Mietzins verlangt wird, 
keine von der Steuer befreite Vermietung eines Gebäudes (EuGH-Urteil Medicom und Maison Patrice Alard, 
EU:C:2013:479, Rz 34). Allerdings verweist der EuGH im Hinblick auf "die Voraussetzung der Zahlung eines 
Mietzinses" auf den "Begriff der Dienstleistung gegen Entgelt" und damit darauf, dass "zwischen der erbrachten 
Dienstleistung und dem empfangenen Gegenwert ein unmittelbarer Zusammenhang besteht", der die Steuerbarkeit 
begründet (EuGH-Urteil Medicom und Maison Patrice Alard, EU:C:2013:479, Rz 28). Danach kann sich der Mietzins 
aus dem Entgelt für die Vermietung und damit im Rahmen einer Vermietung, die Teil eines tauschähnlichen 
Umsatzes ist, auch aus einer vom Mieter zu erbringenden Sachleistung ergeben.
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c) Die Bemessungsgrundlage richtet sich bei der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung nach § 10 Abs. 2 Satz 2 UStG. 
Danach gilt bei tauschähnlichen Umsätzen (§ 3 Abs. 12 Satz 2 UStG) der Wert jedes Umsatzes als Entgelt für den 
anderen Umsatz.
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aa) Der Wert des anderen Umsatzes wird in richtlinienkonformer Auslegung des § 10 Abs. 2 Satz 2 UStG --auch für 
den Tausch mit Baraufgabe-- durch den subjektiven Wert für die tatsächlich erhaltene und in Geld ausdrückbare 
Gegenleistung bestimmt. Er umfasst alle Ausgaben einschließlich der Nebenleistungen, die der Empfänger der 
jeweiligen Leistung aufwendet, um die fragliche Leistung zu erhalten (EuGH-Urteile Empire Stores, EU:C:1994:225, 
Rz 18 f.; Naturally Yours Cosmetics, EU:C:1988:508, Rz 16, und Bertelsmann, EU:C:2001:372, Rz 24; BFH-Urteil vom 
25.04.2018 - XI R 21/16, BFHE 261, 436, BStBl II 2018, 505, Rz 22). Es ist nicht zu beanstanden, wenn insoweit die 
der Klägerin --mit oder ohne Vorsteuerabzug-- entstandenen Kosten angesetzt werden (BFH-Urteile vom 
10.06.1999 - V R 87/98, BFHE 189, 196, BStBl II 1999, 580, unter II.2.a, und in BFH/NV 2009, 226, unter II.2.e). 
Soweit der Wert nicht ermittelt werden kann, ist er nach § 162 der Abgabenordnung zu schätzen (BFH-Urteil in BFHE 
261, 436, BStBl II 2018, 505, Rz 22).
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bb) Die Klägerin hat in ihren Umsatzsteuererklärungen, die aufgrund der Erfolglosigkeit der von ihr hiergegen 
eingelegten Rechtsbehelfe Grundlage der Besteuerung sind, zur Schätzung der Bemessungsgrundlage nach § 10 
Abs. 2 Satz 2 UStG bei Umsätzen i.S. des § 3 Abs. 12 UStG von einer "Vereinfachungsregelung" der Finanzverwaltung 
Gebrauch gemacht. Anstelle der Ausgaben ist die Klägerin von lohnsteuerrechtlichen Werten ausgegangen und hat 
aus diesen die Umsatzsteuer herausgerechnet (vgl. Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 27.08.2004, 
BStBl I 2004, 864, Tz. 4.2.1.3; ab 05.06.2014 Abschn. 15.23 Abs. 11 Satz 2 Nr. 1 UStAE). Dies wird vom BFH im 
Interesse einer erleichterten Ermittlung der Bemessungsgrundlage nicht beanstandet (BFH-Urteil in BFHE 261, 436, 
BStBl II 2018, 505, Rz 27). Die Klägerin hat zudem in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat trotz eines hierauf 
bezogenen Hinweises erklärt, dass sie sich nicht --hilfsweise-- gegen eine Besteuerung auf dieser Grundlage wendet. 
Eine weitergehende Sachaufklärung hinsichtlich der der Klägerin für die Nutzungsüberlassungen entstandenen 
Kosten ist daher nicht erforderlich.
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cc) Die Frage nach einer Anwendung der Mindestbemessungsgrundlage gemäß § 10 Abs. 5 UStG stellt sich somit 
nicht.
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3. Ein Vorabentscheidungsersuchen gemäß Art. 267 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union ist 
nicht veranlasst (vgl. zu den Voraussetzungen EuGH-Urteil Consorzio Italian Management e Catania Multiservizi vom 
06.10.2021 - C-561/19, EU:C:2021:799, Tenor, Rz 33 und 41).
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Ob und unter welchen Umständen die (teilweise) Arbeitsleistung als Entgelt i.S. des Art. 2 Abs. 1 Buchst. c 
MwStSystRL für die vereinbarte Fahrzeugüberlassung an den Arbeitnehmer eines Steuerpflichtigen zu privaten 
Zwecken anzusehen ist, bestimmt sich nach der Rechtsprechung des EuGH danach, ob ein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen den Dienstleistungen besteht und ob der Wert der Dienstleistung in Geld ausgedrückt 
werden kann (s. unter II.1.a cc). Demgemäß hat das nationale Gericht nach Maßgabe der in der Rechtsprechung des 
EuGH entwickelten Kriterien zu prüfen, ob die für eine Entgeltlichkeit erforderlichen Voraussetzungen vorliegen (s. 
unter II.1.b).
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Ebenso wenig ist ein Vorabentscheidungsersuchen zu der Frage zu stellen, ob die Überlassung eines dem 
Unternehmen des Steuerpflichtigen zugeordneten Fahrzeugs an dessen Arbeitnehmer den Begriff "Vermietung eines 
Beförderungsmittels" i.S. von Art. 56 Abs. 2 Unterabs. 1 MwStSystRL erfüllt, wenn der zu zahlende Mietzins in der 
Erbringung von Dienstleistungen in Form der (teilweisen) Arbeitsleistung besteht. Die Gleichstellung von 
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  Download als PDF [www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/pdf/STRE202210171?
type=1646225765]


Geldzahlungen und Dienstleistungen als Gegenleistung ist bereits durch die Rechtsprechung des EuGH geklärt (s. 
unter II.1.a cc).


4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.44







